
Gesetzentwurf
der Staatsregierung

über die Rechtsverhältnisse der nichtbundeseigenen Eisenbahnen
und der Bergbahnen in Bayern
(Bayerisches Eisenbahn- und Bergbahngesetz – BayEBG)

A) Problem
Im Zuge der Neuordnung des Eisenbahnwesens hat der Bundesgesetzgeber
mit dem Eisenbahnneuordnungsgesetz (ENeuOG) vom 27. Dezember 1993
(BGBl I S. 2378) das Eisenbahnwesen rechtlich insgesamt neu geordnet. Das
Allgemeine Eisenbahngesetz wurde völlig neu gefaßt. Der Bundesgesetzgeber
hat im Rahmen seiner konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz die Voraus-
setzungen für die Erteilung und Versagung einer Genehmigung zur Erbringung
von Eisenbahnverkehrsleistungen und zum Betreiben einer Eisenbahninfra-
struktur geregelt. Ferner wurden die Regelungen zum Planfeststellungsrecht
von Schienenstrecken im AEG aufgenommen. Die Anpassung des Landes-
rechts an das neue Eisenbahnrecht des Bundes ist erforderlich.

B) Lösung
Die Materien des Eisenbahn- und Bergbahnwesens werden wie bisher im
Bayerischen Eisenbahn- und Bergbahngesetz geregelt. Die Vorschriften über
das Eisenbahnwesen werden an die durch das Eisenbahnneuordnungsgesetz
veränderte Rechtslage angepaßt. Für Bahnen besonderer Bauart, die weder Ei-
senbahnen noch Bergbahnen sind, wird eine spezielle Vorschrift geschaffen.

Die bergbahnrechtlichen Vorschriften gelten im wesentlichen fort. Im Interesse
einer bürgernahen Verwaltung wurde die Möglichkeit einer weiteren Delega-
tion von Aufgaben der Bergbahnaufsicht auf nachgeordnete Behörden und auf
verantwortliche sachverständige Stellen eröffnet. Zur Umsetzung des Mini-
sterratsbeschlusses vom 20. Dezember 1994 wurde gleichzeitig die Voraus-
setzung für die Privatisierung von technischen und fachlichen Aufgaben im Be-
reich der Bergbahnen geschaffen.

C) Alternative
Keine

D) Kosten
Durch das Eisenbahnneuordnungsgesetz des Bundes bedarf es einer Anpassung
des bisherigen Bayerischen Eisenbahn- und Bergbahngesetzes. Gegenüber dem
bisherigen Rechtszustand haben sich im Eisenbahn- und Bergbahnbereich je-
doch keine wesentlichen materiellen oder verfahrensrechtlichen Änderungen
mit finanziellen Auswirkungen für den Staat, die Kommunen, die Bürger und
die Wirtschaft ergeben.

Der für den Vollzug des Gesetzes erforderliche staatliche Personalaufwand
bleibt gleich. Mehrkosten bzw. Kosteneinsparungen werden insoweit nicht ver-
ursacht. Die bisherigen eisenbahn- und bergbahnrechtlichen Genehmigungs-
verfahren bleiben unverändert, so daß sich weder für Eisenbahn- noch Berg-
bahnunternehmen sowie für den Bürger Mehrkosten bzw. Kosteneinsparungen
ergeben.
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I. Teil
Eisenbahnen

1. Abschnitt
Allgemeine Vorschriften

Art. 1
Anwendungsbereich

(1) Teil I dieses Gesetz gilt für öffentliche und nichtöffentli-
che Eisenbahnen, die nicht Eisenbahnen des Bundes sind
(nichtbundeseigene Eisenbahnen) mit Sitz in Bayern und für
nichtbundeseigene Eisenbahnen mit Sitz im Ausland hin-
sichtlich der Infrastruktur dieser Eisenbahnen in Bayern.

(2) 1Teil I dieses Gesetzes gilt nicht für andere Schienenbah-
nen wie Magnetschwebebahnen und Straßenbahnen und die
nach ihrer Bau- oder Betriebsweise ähnlichen Bahnen und
sonstige Bahnen besonderer Bauart. 2Für Bergbahnen gilt
Teil II dieses Gesetzes.

(3) Für Schienenbahnen, die der Bergaufsicht unterliegen, gilt
Teil I dieses Gesetzes nur hinsichtlich der Grubenanschluß-
bahnen.

Art. 2
Begriffsbestimmungen

(1) Eisenbahnen sind öffentliche Einrichtungen oder pri-
vatrechtlich organisierte Unternehmen, die Eisenbahnver-
kehrsleistungen erbringen (Eisenbahnverkehrsunternehmen)
oder eine Eisenbahninfrastruktur betreiben (Eisenbahninfra-
strukturunternehmen).

(2) Eisenbahnen dienen dem öffentlichen Verkehr (öffentli-
che Eisenbahnen), wenn sie als

1. Eisenbahnverkehrsunternehmen gewerbs- oder geschäfts-
mäßig betrieben werden und jedermann sie nach ihrer
Zweckbestimmung zur Personen- oder Güterbeförderung
benutzen kann (öffentliche Eisenbahnverkehrsunterneh-
men),

2. Eisenbahninfrastrukturunternehmen gewerbs- oder ge-
schäftsmäßig betrieben werden und ihre Schienenwege
nach ihrer Zweckbestimmung von jedem Eisenbahnver-
kehrsunternehmen benutzt werden können (öffentliche
Eisenbahninfrastrukturunternehmen).

(3) Eisenbahnen, die diese Voraussetzung nicht erfüllen, sind
Eisenbahnen des nichtöffentlichen Verkehrs (nichtöffentliche
Eisenbahnen).

Art. 3
Sicherheitsvorschriften

Die Eisenbahnen sind verpflichtet, ihren Betrieb sicher zu
führen und die Eisenbahninfrastruktur, Fahrzeuge und Zu-
behör sicher zu bauen und in betriebssicherem Zustand zu
halten.

2. Abschnitt
Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs

Art. 4
Genehmigung

Ohne eine Genehmigung nach § 6 des Allgemeinen Eisen-
bahngesetzes (AEG) dürfen weder Eisenbahnverkehrslei-
stungen nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 AEG erbracht noch eine Ei-
senbahninfrastruktur nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 AEG betrieben
werden.

Art. 5
Auskunft und Nachschau

(1) 1Die Eisenbahnen haben der Aufsichtsbehörde unverzüg-
lich alle Vorkommnisse mitzuteilen, die für die Betriebssi-
cherheit der Eisenbahn oder die finanzielle Leistungsfähig-
keit des Unternehmens von Bedeutung sein könnten. 2Der
Aufsichtsbehörde ist jährlich ein Bericht, der Auskunft über
finanzielle Leistungsfähigkeit gibt, vorzulegen.

(2) 1Die Eisenbahnen sind verpflichtet, der Aufsichtsbehörde
auf Verlangen die zur Durchführung ihrer Aufgaben erfor-
derlichen Auskünfte zu erteilen, die dafür notwendigen Un-
terlagen vollständig vorzulegen und zum Zweck der Über-
prüfung der Einhaltung von Pflichten nach den eisenbahn-
rechtlichen Vorschriften innerhalb der üblichen Geschäftszeit
die Besichtigung der Betriebsgrundstücke und Geschäfts-
räume sowie die Einsichtnahme in die geschäftlichen Unter-
lagen zu dulden. 2Die Auskünfte sind wahrheitsgemäß, voll-
ständig, fristgemäß und soweit nichts anderes bestimmt ist,
unentgeltlich zu erteilen.

(3) Die auskunftspflichtige Person kann die Auskunft auf sol-
che Fragen verweigern, deren Beantwortung ihr selbst oder
einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung
bezeichneten Angehörigen der Gefahr aussetzen würde, we-
gen einer Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit verfolgt zu
werden.

Art. 6
Bauliche Anlagen und Lichtreklamen in der Nähe von

Bahnanlagen

(1) 1Längs der Strecken von Eisenbahnen dürfen bauliche An-
lagen in einer Entfernung bis zu 50 m, Lichtreklamen in ei-
ner Entfernung bis zu 200 m von der Mitte des nächsten Glei-
ses nicht errichtet oder geändert werden, wenn die Betriebs-
sicherheit der Bahn dadurch beeinträchtigt wird. 2An ge-
krümmten Strecken von Eisenbahnen dürfen unbeschadet der
Regelung des Satzes 1 bauliche Anlagen und Lichtreklamen
nicht errichtet werden, wenn dadurch die Sicht auf Signale
oder höhengleiche Kreuzungen mit Straßen bis zu einer Ent-
fernung von 500 m beeinträchtigt wird.

(2) Bei geplanten Eisenbahnen gelten die Beschränkungen
des Absatzes 1 vom Beginn der Auslegung der Pläne im Plan-
feststellungsverfahren, andernfalls von dem Zeitpunkt an, zu
dem den Betroffenen Gelegenheit gegeben wird, den Plan
einzusehen.
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(3) Die Eigentümer und Besitzer haben auf Anordnung der
Aufsichtsbehörde eine nach Absatz 1 unzulässige bauliche
Anlage oder Lichtreklame zu beseitigen oder deren Beseiti-
gung zu dulden.

(4) 1Wird infolge der Anwendung der Absätze 1 bis 3 die bau-
liche Nutzung eines Grundstückes, auf deren Genehmigung
bisher ein Rechtsanspruch bestand, ganz oder teilweise auf-
gehoben, so kann der Eigentümer insoweit eine angemessene
Entschädigung in Geld verlangen, als die Vorbereitungen zur
baulichen Nutzung des Grundstückes in dem bisher zulässi-
gen Umfang für ihn an Wert verlieren oder eine wesentliche
Wertminderung des Grundstückes eintritt. 2Im Fall des Ab-
satzes 2 entsteht der Anspruch erst, wenn der Plan bestands-
kräftig oder mit der Ausführung begonnen worden ist. 3Zur
Entschädigung ist das Eisenbahninfrastrukturunternehmen
verpflichtet.

Art. 7
Schutzmaßnahmen

(1) 1Zum Schutz der Eisenbahnanlagen vor nachteiligen Ein-
wirkungen der Natur, insbesondere durch Hochwasser,
Schneeverwehungen, Steinschlag und Vermurungen, haben
die Eigentümer und Besitzer eines Grundstücks in der Nähe
einer Eisenbahnanlage die erforderlichen Schutzeinrichtun-
gen zu dulden. 2Sie sind berechtigt, die Maßnahmen im Ein-
vernehmen mit der zuständigen Behörde selbst durchzu-
führen.

(2) 1Anpflanzungen, Zäune, Stapel, Haufen und andere, mit
dem Grundstück nicht fest verbundene Anlagen dürfen auf
Grundstücken in der Nähe einer Eisenbahnanlage nicht er-
richtet oder geändert werden, wenn die Betriebssicherheit der
Bahn dadurch beeinträchtigt wird. 2Bereits vorhandene An-
lagen im Sinn des Satzes 1 haben die Eigentümer und Besit-
zer zu beseitigen oder die Beseitigung durch das Eisenbahn-
infrastrukturunternehmen zu dulden.

(3) 1Zur Einhaltung der Schutzvorschriften der Absätze 1 und
2 trifft die Aufsichtsbehörde die erforderlichen Maßnahmen.
2Die Aufsichtsbehörde hat den Betroffenen die erforderlichen
Schutzmaßnahmen nach Absatz 1 und die erforderlichen Be-
seitigungsmaßnahmen nach Absatz 2 Satz 2 mindestens zwei
Wochen vorher schriftlich anzukündigen, es sei denn, daß
Gefahr im Verzug ist. 3Bei solchen Maßnahmen an Bahn-
übergängen, für die das Eisenbahnkreuzungsgesetz gilt, blei-
ben dessen Bestimmungen unberührt.

(4) 1Das Eisenbahninfrastrukturunternehmen hat den Ei-
gentümern oder Besitzern die durch die Baubeschränkungen
und Schutzmaßnahmen verursachten Aufwendungen oder
Schäden in Geld zu ersetzen. 2Das Eisenbahninfrastrukturun-
ternehmen kann zur Durchführung von Maßnahmen nach den
Absätzen 1 und 2 auch die Enteignung beantragen. 3Die Ent-
eignung ist zulässig, soweit die Aufsichtsbehörde sie zur
Durchführung dieser Maßnahmen für notwendig erklärt hat.
4Im übrigen gilt das Bayerische Gesetz über die entschädi-
gungspflichtige Enteignung.

Art. 8
Gestattung von Anschlüssen

Die Aufsichtsbehörde kann ein öffentliches Eisenbahninfra-
strukturunternehmen unter billiger Regelung der Bedingun-
gen und Kosten verpflichten, den Anschluß einer nichtöf-
fentlichen Eisenbahninfrastruktur zu gestatten.

Art. 9
Betriebsleitung

(1) 1Das Eisenbahninfrastrukturunternehmen hat eine mit der
Betriebsleitung betraute Person (Betriebsleiter) zu bestellen,
die für die sichere und ordnungsgemäße Vorhaltung der Ei-
senbahninfrastruktur und die Einhaltung der diese Anlagen
betreffenden Rechtsvorschriften und Anordnungen verant-
wortlich ist (Oberster Betriebsleiter). 2Außerdem ist minde-
stens eine Person als Stellvertretung zu bestellen.

(2) 1Das Eisenbahnverkehrsunternehmen hat eine mit Be-
triebsleitung betraute Person (Betriebsleiter) zu bestellen, die
für die sichere und ordnungsgemäße Betriebsführung und für
die Einhaltung der den Betrieb betreffenden Rechtsvor-
schriften und Anordnungen verantwortlich ist (Oberster Be-
triebsleiter). 2Außerdem ist mindestens eine Person als Stell-
vertretung zu bestellen.

(3) Eisenbahnen, die sowohl Eisenbahnverkehrsleistungen
erbringen als auch eine Eisenbahninfrastruktur betreiben,
brauchen nur eine Person als Betriebsleiter nebst Stellvertre-
tung zu bestellen, die die Aufgaben nach den Absätzen 1 und
2 übernimmt.

(4) 1Die Bestellung der Personen nach den Absätzen 1 bis 3
bedarf der Bestätigung durch die Aufsichtsbehörde. 2Die Be-
stätigung ist zu versagen, wenn Tatsachen vorliegen, die die
Annahme rechtfertigen, daß die vorgesehene Person unzu-
verlässig ist, oder wenn deren fachliche Eignung nicht nach-
gewiesen ist.

Art. 10
Eröffnung des Betriebs

(1) 1Die Eröffnung des Betriebs einer Eisenbahn bedarf der
Erlaubnis durch die Aufsichtsbehörde. 2Die Erlaubnis wird
erteilt, wenn

1. alle erforderlichen öffentlich-rechtlichen Gestattungen
(Genehmigungen, geprüfte Ausführungspläne, Bauart-
prüfung), Nachweis einer Haftpflichtversicherung usw.
vorliegen,

2. die Anlagen und/oder Fahrzeuge diesen Gestattungen
entsprechen,

3. durch eine Abnahme festgestellt ist, daß die Betriebssi-
cherheit gewährleistet ist und

4. ein Oberster Betriebsleiter und mindestens eine Person als
Stellvertretung bestellt und bestätigt sind.
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(2) 1Für wesentliche Erweiterungen und Änderungen, die ent-
sprechend. 2Sonstige Erweiterungen oder Änderungen, die
die Betriebssicherheit der Eisenbahn berühren, sind der Auf-
sichtsbehörde vorher anzuzeigen.

(3) 1 Legt das Eisenbahnunternehmen Bescheinigungen eines
Sachverständigen im Sinn der nach Art. 17 Nr. 4 erlassenen
Rechtsverordnung vor, gelten die eisenbahntechnischen An-
forderungen für den in der Rechtsverordnung zugewiesenen
Bereich als eingehalten. 2Die Aufsichtsbehörde kann die
Vorlage solcher Bescheinigungen verlangen.

Art. 11
Sicherung der verkehrlichen Infrastruktur

(1) 1Wird vor Ablauf der Geltungsdauer der Genehmigung
kein Antrag auf Neuerteilung nach § 6 des Allgemeinen Ei-
senbahngesetzes gestellt, die Genehmigung nach § 7 des All-
gemeinen Eisenbahngesetzes widerrufen oder zurückgenom-
men oder die dauernde Einstellung des Bahnbetriebs nach
Art. 16 Abs. 2 Satz 2 angeordnet, kann die Genehmigungs-
behörde die Übertragung des Eigentums der für den Betrieb
notwendigen Grundstücke, Anlagen und Einrichtungen auf
einen Dritten anordnen, soweit die Fortführung des Eisen-
bahnbetriebs aus Gründen des Wohls der Allgemeinheit er-
forderlich ist und dem Verkehrsbedürfnis auf andere zumut-
bare Weise nicht Rechnung getragen werden kann. 2Die
Übertragungsanordnung kann sich auf Teile der Grund-
stücke beschränken.

(2) 1Soll auf Grund von Absatz 1 eine Übertragung auf das
Land vorgenommen werden, ist das Einvernehmen mit dem
Staatsministerium der Finanzen herzustellen. 2Eine Übertra-
gung auf andere Personen setzt deren Zustimmung voraus.

(3) Kommt eine Einigung über die Übertragung des Eigen-
tums an den nach Absatz 1 bezeichneten Gegenständen oder
über das zu leistende Entgelt nicht zustande, kann das Eisen-
bahnunternehmen oder der Dritte die Durchführung des Ent-
eignungsverfahrens nach Maßgabe des Bayerischen Gesetzes
über die entschädigungspflichtige Enteignung beantragen.

3. Abschnitt
Eisenbahnen des nichtöffentlichen Verkehrs

Art. 12
Genehmigungsverfahren, Betrieb

(1) Ohne eine Genehmigung dürfen weder Eisenbahnver-
kehrsleistungen erbracht noch eine Eisenbahninfrastruktur
betrieben werden.

(2) Die Genehmigung wird auf Antrag erteilt, wenn

1. die antragstellende Person als Unternehmer und die für
die Führung der Geschäfte bestellten Personen zuverläs-
sig sind,

2. die antragstellende Person oder die der Genehmigungs-
behörde benannten und für den Betrieb der nichtöffentli-
chen Eisenbahn verantwortlichen Personen die erforder-
liche Fachkunde haben,

3. das Eisenbahnunternehmen aufgrund des Haftpflichtge-
setzes oder aus dem Beförderungsvertrag versichert ist.
Die nach § 26 Abs. 1 Nr. 8 AEG erlassene Verordnung
gilt sinngemäß; die Genehmigungsbehörde kann im Ein-
zelfall Ausnahmen zulassen.

(3) Die Genehmigung wird unbeschadet Art. 13 erteilt für

1. das Erbringen einer nach der Verkehrsart bestimmten Ei-
senbahnverkehrsleistung,

2. das Betreiben einer bestimmten Eisenbahninfrastruktur.

(4) 1Im übrigen finden Art. 5 Abs. 1 Satz 1 hinsichtlich der
Betriebssicherheit, Art. 5 Abs. 2 und 3, Art. 9 mit der Maß-
gabe, daß an Stelle eines Obersten Betriebsleiters eine Person
als Eisenbahnbetriebsleiter zu bestellen und bestätigen ist und
Art. 10 entsprechende Anwendung. 2Die Aufsichtsbehörde
kann im Einzelfall Ausnahmen von der Verpflichtung zur Be-
stellung eines Eisenbahnbetriebsleiters zulassen, wenn hier-
durch Beeinträchtigungen der Betriebssicherheit nicht zu er-
warten sind. 3Die Bestätigung als Oberster Betriebsleiter
schließt die Bestätigung als Eisenbahnbetriebsleiter mit ein.

(5) Die Genehmigung kann mit Nebenbestimmungen verse-
hen und zeitlich befristet werden.

(6) 1Die Genehmigungsbehörde hat die Genehmigung eines
Eisenbahnunternehmens ganz oder teilweise zu widerrufen,
wenn

1. die Voraussetzungen des Absatzes 2 nicht mehr vorlie-
gen,

2. die Einstellung des Bahnbetriebes nach Art. 16 Abs. 2
Satz 2 angeordnet worden ist oder

3. über das Vermögen des Unternehmens das Konkurs-
oder Insolvenzverfahren eröffnet wird oder die Eröffnung
des Konkurs- oder Insolvenzverfahrens mangels einer den
Kosten des Verfahrens entsprechenden Masse abgelehnt
wird.

2Art. 49 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes
bleibt unberührt.

(7) Die Genehmigungsbehörde kann auf Antrag die Geneh-
migung für das Erbringen einer nach der Verkehrsart be-
stimmten Eisenbahnverkehrsleistung oder das Betreiben ei-
ner bestimmten Eisenbahninfrastruktur auf ein anderes Ei-
senbahnunternehmen übertragen, wenn die Voraussetzungen
des Absatzes 2 vorliegen und keine Bedenken gegen die Be-
triebssicherheit bestehen (Weiterführungsgenehmigung).
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Art. 13
Personenbeförderung

(1) 1Die Beförderung von Personen durch nichtöffentliche Ei-
senbahnverkehrsunternehmen bedarf der Erlaubnis der Auf-
sichtsbehörde; hierbei ist der Kreis der zu befördernden Per-
sonen in einer den öffentlichen Verkehr ausschließenden
Weise abzugrenzen. 2Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn
die Sicherheit der Personenbeförderung nicht mehr gewähr-
leistet ist. 3Art. 49 des Bayerischen Verwaltungsverfahrens-
gesetzes bleibt unberührt.

(2) 1Die Aufsichtsbehörde kann den öffentlichen Verkehr mit
Eisenbahnen des nichtöffentlichen Verkehrs in beschränktem
Umfang erlauben. 2Die Eigenschaft als Eisenbahn des
nichtöffentlichen Verkehrs bleibt hiervon unberührt. 3Absatz
1 Sätze 2 und 3 gelten entsprechend.

Art. 14
Schutzvorschriften

Die Art. 6 und 7 gelten für nichtöffentliche Eisenbahnen ent-
sprechend.

Art. 15
Anschluß an andere nichtöffentliche Eisenbahnen

(1) 1Die Aufsichtsbehörde kann nichtöffentliche Eisenbahn-
infrastrukturunternehmen verpflichten, den Anschluß eines
weiteren nichtöffentlichen Eisenbahninfrastrukturunterneh-
mens und die Nutzung der Eisenbahninfrastruktur zu gestat-
ten, wenn diese Bahn auf andere Weise nicht oder nur mit un-
zumutbarem Aufwand an eine Bahn des öffentlichen Ver-
kehrs angeschlossen werden kann. 2Die entstandenen Kosten
trägt das den Nebenanschluß beantragende Unternehmen.

(2) Die Einzelheiten des Zugangs, insbesondere hinsichtlich
des Zeitpunktes und der Dauer der Nutzung der Eisenbahn-
infrastruktur, sowie das zu entrichtende Entgelt und die son-
stigen Nutzungsbedingungen einschließlich der der Be-
triebssicherheit dienenden Bestimmungen sind zwischen den
nichtöffentlichen Eisenbahninfrastrukturunternehmen zu
vereinbaren.
(3) Kommt eine Vereinbarung nach Absatz 2 nicht zustande,
so entscheidet auf Antrag eines der beteiligten Unternehmen
die Aufsichtsbehörde.

4. Abschnitt
Aufsicht, Rechtsverordnungen, Ordnungswidrigkeiten

Art. 16
Aufsicht

(1) Durch die Aufsicht wird die Beachtung der für Eisenbah-
nen im Sinn des Art. 1 geltenden öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen An-
ordnungen sichergestellt.

(2) 1Die Aufsichtsbehörde kann Anordnungen treffen, die ins-
besondere

1. zur Gewährleistung der Sicherheit des Betriebs,

2. zum Schutz der Allgemeinheit oder der Nachbarschaft
vor Gefahren, erheblichen Nachteilen oder Belästigungen

erforderlich sind. 2Ist die Betriebssicherheit nicht mehr ge-
währleistet, kann sie die vorübergehende oder dauernde Ein-
stellung des Bahnbetriebs anordnen.

(3) 1Die Aufsichtsbehörde kann die Vorlage von Gutachten
verlangen. 2Gutachten sind von Stellen oder Sachverständi-
gen zu erstellen, die vom Staatsministerium für Wirtschaft,
Verkehr und Technologie oder dem Eisenbahn-Bundesamt
zugelassen oder anerkannt sind.

Art. 17
Rechtsverordnungen

Das Staatsministerium für Wirtschaft, Verkehr und Techno-
logie wird ermächtigt durch Rechtsverordnung Vorschriften
zu erlassen über

1. die Bestimmung der zuständigen Behörden,

2. den Bau, die Ausrüstung und die Betriebsweise der Bah-
nen nach den jeweiligen Erfordernissen der Sicherheit
nach den anerkannten Regeln der Technik,

3. die Zulassung oder Anerkennung von Sachverständigen,
technischen Überwachungsorganisationen oder sonsti-
gen Stellen, deren Befugnisse sowie deren Überwachung,

4. verantwortliche Sachverständige im Eisenbahnwesen,
insbesondere über

a) die Fachbereiche, in denen sie tätig werden,

b) die Anforderungen in bezug auf Ausbildung, Fach-
kenntnisse, Berufserfahrung, Zuverlässigkeit sowie
Fort- und Weiterbildung, 

c) die Zulassung oder Anerkennung,

d) die Überwachung,

e) die Vergütung,

f) das Erfordernis einer ausreichenden Haftpflichtversi-
cherung,

g) die Voraussetzungen unter welchen die Aufsichts-
behörde die Vorlage von Bescheinigungen für den je-
weiligen Sachbereich verlangen kann oder verlangen
muß sowie die Voraussetzungen unter welchen die
Aufsichtsbehörde verlangen kann oder verlangen
muß, daß das Eisenbahnunternehmen sich die Einhal-
tung aufsichtlicher Anforderungen durch Sachver-
ständige bescheinigen läßt,
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h) die Voraussetzungen, unter denen das Eisenbahnun-
ternehmen Bescheinigungen von Sachverständigen
für bestimmte Sachbereiche vorzulegen hat oder sich
die Einhaltung aufsichtlicher Anforderungen durch
Sachverständige bescheinigen lassen muß,

5. die Bestellung, Bestätigung und Prüfung von Betriebslei-
tern sowie deren Aufgaben und Befugnisse,

6. die Beförderung von Personen und Gütern durch Eisen-
bahnverkehrsunternehmen in Übereinstimmung mit den
Vorschriften des Handelsrechts,

7. den Schutz der Anlagen und des Betriebs der Eisenbah-
nen gegen Störungen und Schäden,

8. das Unfallmeldewesen,

9. die Übertragung von Aufgaben der Eisenbahnaufsicht auf
andere öffentliche oder private Einrichtungen,

10. nichtöffentliche Eisenbahnen im Rahmen des § 26 Abs. 5
Satz 3 AEG, insbesondere über die ordnungsgemäße Er-
stellung und Unterhaltung von Bahnanlagen und Fahr-
zeugen sowie die Durchführung des sicheren Betriebs
nichtöffentlicher Eisenbahnen.

Art. 18
Ordnungswidrigkeiten

Mit Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche Mark kann belegt
werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen Art. 12 Abs. 1 Eisenbahnverkehrsleistungen er-
bringt oder eine Eisenbahninfrastruktur betreibt,

2. entgegen Art. 10 Abs. 1 Satz 1, auch in Verbindung mit
Art. 12 Abs. 4 Satz 1, den Betrieb einer Eisenbahn eröff-
net,

3. entgegen Art. 9 Abs. 1 oder 2, auch in Verbindung mit
Art. 12 Abs. 4 Satz 1, keinen Betriebsleiter oder keine Be-
triebsleiterin und nicht mindestens einen Stellvertreter
oder eine Stellvertreterin bestellt oder nicht deren Be-
stätigung erwirkt,

4. entgegen Art. 5 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 in Verbindung
mit Art. 12 Abs. 4 Satz 1

a) der Aufsichtsbehörde nicht alle Vorkommnisse mit-
teilt, die für die Betriebssicherheit der Bahn von Be-
deutung sein können, 

b) eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig
oder nicht rechtzeitig erteilt oder

c) Unterlagen nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder
nicht rechtzeitig vorlegt,

5. entgegen Art. 13 Abs. 1 Satz 1 Personen mit einer Eisen-
bahn des nichtöffentlichen Verkehrs befördert,

6. einer Rechtsverordnung nach Art. 17 oder einer vollzieh-
baren Anordnung auf Grund einer solchen Rechtsverord-
nung zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung für ei-
nen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift
verweist.

II. Teil
Bergbahnen

1. Abschnitt
Allgemeine Vorschriften

Art. 19
Anwendungsbereich

(1) Den Bestimmungen des II. Teils dieses Gesetzes unter-
liegen die Bergbahnen und die horizontal verlaufenden Seil-
bahnen, für die die Vorschriften über Bergbahnen Anwen-
dung finden.

(2) Die Vorschriften des II. Teils dieses Gesetzes gelten nicht

1. für Bergbahnen des nichtöffentlichen Güterverkehrs,

2. für Seilbahnen, die Betrieben dienen, welche der berg-
behördlichen Aufsicht unterstehen,

3. für Seilwinden zum Verschieben von Fahrzeugen (Spill-
anlagen),

4. für nicht ortsfeste Schleppaufzüge, die lediglich zur Be-
förderung des Eigentümers oder Besitzers selbst oder sei-
ner Angehörigen bestimmt sind.

Art. 20
Begriffsbestimmungen

(1) 1Bergbahnen im Sinn des II. Teils dieses Gesetzes sind
Seil- oder Schienenbahnen, die Verbindungen auf Berge her-
stellen, einschließlich der Schleppaufzüge. 2Für Bergbahnen,
die nach ihrer Bau- und Betriebsart Eisenbahnen sind, finden
die Vorschriften des I. Teils dieses Gesetzes über Eisenbah-
nen entsprechende Anwendung.

(2) Bergbahnen dienen dem öffentlichen Verkehr, wenn sie
nach ihrer Zweckbestimmung jedermann zur Personen- oder
zur Güterbeförderung benutzen kann.

2. Abschnitt
Bau und Betrieb von Bergbahnen

Art. 21
Bau- und Betriebsgenehmigung

(1) 1Der Bau und Betrieb einer Bergbahn bedarf der Geneh-
migung der Aufsichtsbehörde. 2Dasselbe gilt für wesentliche
Änderungen der Bahnanlagen.
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(2) Die Genehmigung wird erteilt, wenn

1. die Betriebssicherheit angenommen werden kann,

2. keine Tatsachen vorliegen, aus denen sich die Unzuver-
lässigkeit der Person oder der Personen, die das Berg-
bahnunternehmen leiten (Unternehmer) oder ihrer Ver-
tretung –- bei juristischen Personen der nach Gesetz oder
Satzung vertretungsberechtigten Personen – ergibt,

3. das Vorhaben den öffentlichen Interessen nicht zuwider-
läuft.

(3) Die Genehmigung wird vorbehaltlich der Genehmigung
der technischen Planung (Art. 24) und der Zustimmung zur
Betriebseröffnung (Art. 25) erteilt.

(4) Die Genehmigung kann mit Nebenbestimmungen verse-
hen und zeitlich befristet werden.

Art. 22
Genehmigungsverfahren

(1) 1Der Antrag auf Genehmigung ist einzureichen bei der
Kreisverwaltungsbehörde. 2Für die örtliche Zuständigkeit
gilt Art. 35 Abs. 1 entsprechend.

(2) Der Antrag muß über das Vorhaben und seine Durch-
führung, insbesondere in technischer und soweit erforderlich
auch in wirtschaftlicher Hinsicht Aufschluß geben.

(3) 1Die Kreisverwaltungsbehörde hört die Behörden und
Stellen, die Träger öffentlicher Belange sind, an, soweit sie
durch das Vorhaben in ihrem Aufgabenbereich berührt wer-
den. 2Ist sie nicht selbst zur Entscheidung zuständig, prüft sie
den Antrag auf seine Vollständigkeit und legt ihn mit den ein-
geholten Äußerungen und einer eigenen Stellungnahme der
zur Genehmigung zuständigen Behörde vor.

(4) Die Genehmigung ist dem Bergbahnunternehmen schrift-
lich zu erteilen.

(5) Die Genehmigungsurkunde enthält

1. die Bezeichnung und den Sitz des Bergbahnunterneh-
mens,

2. die Bezeichnung der örtlichen Lage der Bahn,

3. eine allgemeine Beschreibung der Bahn,

4. den Vorbehalt der Genehmigung der technischen Planung
und der Zustimmung zur Betriebseröffnung,

5. die festgesetzten Nebenbestimmungen.

Art. 23
Änderungsanzeige

(1) Der Unternehmer einer Bergbahn hat Änderungen der
Fahrbetriebsmittel oder der Betriebsweise sowie nicht ge-

nehmigungspflichtige Änderungen der Bahnanlagen der
Aufsichtsbehörde vorher anzuzeigen.

(2) Mit der Änderung darf erst begonnen werden, wenn die
Aufsichtsbehörde zugestimmt oder innerhalb von sechs Wo-
chen nach Eingang der Anzeige keinen Bescheid erteilt hat.

(3) Die Aufsichtsbehörde kann sich die Zustimmung zur Be-
triebseröffnung vorbehalten.

(4) Zur Prüfung der technischen Unterlagen bei Bergbahnen
kann die Aufsichtsbehörde verlangen, daß der Unternehmer
das Gutachten einer vom Staatsministerium für Wirtschaft,
Verkehr und Technologie anerkannten sachverständigen
Stelle vorlegt.

(5) Änderungen im Sinn des Absatzes 1, durch welche die
Betriebssicherheit nicht berührt wird, oder die nur der Unter-
haltung dienen, sind von der Anzeigepflicht ausgenommen.

Art. 24
Genehmigung der technischen Planung

(1) Eine Bergbahn darf erst gebaut werden, wenn die techni-
sche Planung von der Aufsichtsbehörde genehmigt ist.

(2) 1Auf das Verfahren bei der Genehmigung der technischen
Planung finden Art. 73 Abs. 1 Satz 2 und Art. 75 Abs. 4 des
Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes entsprechende
Anwendung; die Aufnahme der von dem Vorhaben betroffe-
nen Grundstücke in den Plan ist nicht erforderlich. 2Mit dem
Plan ist das Gutachten einer vom Staatsministerium für Wirt-
schaft, Verkehr und Technologie anerkannten sachverständi-
gen Stelle über die Prüfung der technischen Unterlagen vor-
zulegen. 3Der Beschluß über die Genehmigung der techni-
schen Planung ist den Beteiligten zuzustellen.

(3) Für wesentliche Änderungen der Bahnanlagen gelten die
Absätze 1 und 2 entsprechend.

Art. 25
Betriebseröffnung

(1) Der Betrieb einer Bergbahn darf erst eröffnet werden,
wenn die Aufsichtsbehörde der Eröffnung zugestimmt hat.

(2) Die Zustimmung zur Eröffnung des Betriebs wird erteilt,
wenn

1. die Bahnanlagen und Fahrbetriebsmittel der Bau- und Be-
triebsgenehmigung und der Genehmigung der techni-
schen Planung entsprechen, ihre Betriebssicherheit ge-
währleistet ist und der Antragsteller darüber ein Gutach-
ten einer vom Staatsministerium für Wirtschaft, Verkehr
und Technologie anerkannten sachverständigen Stelle
vorlegt (Betriebsabnahme),

2. der Nachweis der vor der Betriebseröffnung zu erfüllen-
den Nebenbestimmungen der Bau- und Betriebsgeneh-
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migung und der Genehmigung der technischen Planung
erbracht ist,

3. ein Betriebsleiter und mindestens eine Person als Stell-
vertretung nach Maßgabe des Art. 30 bestellt sind und die
Bestellung bestätigt ist,

4. das Bergbahnunternehmen ausreichend versichert ist
(Art. 31).

(3) Für genehmigungspflichtige Änderungen der Bahnanla-
gen gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend.

(4) 1Legt der Antragsteller ein Gutachten gemäß Absatz 2 Nr.
1 oder den Nachweis gemäß Absatz 2 Nr. 2 von verantwort-
lichen sachverständigen Stellen im Sinn der nach Art. 39 Ab-
satz 3 Nr. 12 erlassenen Rechtsverordnung vor, gelten die An-
forderungen des Absatzes 2 Nr. 1 oder Nr. 2 als eingehalten.
2Die Aufsichtsbehörde kann die Vorlage solcher Gutachten
und Nachweise verlangen.

Art. 26
Enteignung

Zum Bau von Bergbahnen und für Änderungen bestehender
Bergbahnanlagen des öffentlichen Verkehrs, an deren Betrieb
ein erhebliches öffentliches Interesse besteht, kann nach den
Vorschriften des Bayerischen Gesetzes über die entschädi-
gungspflichtige Enteignung enteignet werden.

Art. 27
Baubeschränkungen und Schutzmaßnahmen

(1) Längs der Trasse von Bergbahnen dürfen bauliche Anla-
gen nicht errichtet oder geändert werden, wenn dadurch die
Betriebssicherheit der Bahn beeinträchtigt wird.

(2) In der Nähe einer Bergbahn dürfen Anpflanzungen aller
Art und Zäune sowie Stapel, Haufen und ähnliche mit dem
Erdboden nicht fest verbundene Gegenstände nicht angelegt
oder geändert werden, wenn die Betriebssicherheit der Bahn
dadurch beeinträchtigt wird.

(3) Die Eigentümer und Besitzer von Grundstücken in der
Nähe einer Bergbahn haben auf Anordnung der Aufsichts-
behörde Einrichtungen zu dulden, die erforderlich sind, um
Beeinträchtigungen der Betriebssicherheit der Bahn durch
Einwirkungen der Natur, insbesondere Hochwasser, Schnee-
verwehungen, Steinschlag und Vermurungen abzuwehren.

(4) Bei geplanten Bergbahnen gelten die Beschränkungen
nach den Absätzen 1 bis 3 vom Zeitpunkt der Genehmigung
der technischen Planung an.

(5) Die Eigentümer und Besitzer haben auf Anordnung der
Aufsichtsbehörde die Beseitigung einer nach den Absätzen 1
und 2 bestehenden Beeinträchtigung zu dulden, auch wenn
sie bereits bei Inkrafttreten des Gesetzes vorhanden ist.

(6) 1Die Aufsichtsbehörde hat den Betroffenen die erforder-
lichen Maßnahmen mindestens zwei Wochen vorher schrift-
lich anzukündigen, es sei denn, daß Gefahr im Verzug ist.
2Nach Ablauf der Frist kann die Aufsichtsbehörde das Berg-
bahnunternehmen zur Durchführung der Maßnahmen er-
mächtigen; die Ermächtigung bedarf der Schriftform und ist
den Beteiligten zuzustellen. 3Die Betroffenen können die
Maßnahmen im Benehmen mit der Aufsichtsbehörde selbst
durchführen.

(7) 1Das Bergbahnunternehmen hat den Eigentümern oder
Besitzern die durch Baubeschränkungen und Schutzmaßnah-
men verursachten Aufwendungen und Schäden in Geld zu er-
setzen. 2Das Bergbahnunternehmen kann zur Durchführung
von Maßnahmen nach den Absätzen 1, 2, 3 und 5 die Ent-
eignung beantragen. 3Die Enteignung ist zulässig, soweit die
Aufsichtsbehörde sie zur Durchführung dieser Maßnahmen
für notwendig erklärt hat. 4Im übrigen gilt das Bayerische Ge-
setz über die entschädigungspflichtige Enteignung.

Art. 28
Betriebspflicht

Dem Bergbahnunternehmen kann die Aufsichtsbehörde eine
Betriebspflicht auferlegen, soweit dies zur Abwendung von
Gefahren für Leben oder Gesundheit notwendig ist.

Art. 29
Ordnungsmäßigkeit des Baus und des Betriebs

Der Unternehmer einer Bergbahn hat für den ordnungs-
gemäßen Bau und Betrieb, insbesondere die Betriebssicher-
heit, zu sorgen und die Bahnanlagen und Fahrbetriebsmittel
ordnungsgemäß zu unterhalten.

Art. 30
Betriebsleitung

(1) 1Der Unternehmer einer Bergbahn hat einen Betriebslei-
ter und mindestens eine Person als Stellvertretung zu bestel-
len, welche die erforderliche Zuverlässigkeit und Fachkunde
besitzen. 2Der Betriebsleiter und in seiner Abwesenheit seine
Stellvertretung sind für den ordnungsgemäßen Betrieb, ins-
besondere die Betriebssicherheit sowie die ordnungsgemäße
Unterhaltung der Bahnanlagen und Fahrbetriebsmittel ver-
antwortlich.

(2) Die Bestellung zum Betriebsleiter oder zu seiner Stell-
vertretung bedarf der Bestätigung durch die Aufsichts-
behörde.

(3) Die Bestellung eines Betriebsleiters entbindet den Unter-
nehmer nicht von der Verpflichtung nach Art. 29.

(4) Für Bergbahnen des nichtöffentlichen Personenverkehrs
und für Schleppaufzüge, bei denen einfache Verhältnisse vor-
liegen oder bei denen der Betrieb von einem anderen Berg-
bahnunternehmer geführt wird, kann die Aufsichtsbehörde
Ausnahmen von der Verpflichtung nach Absatz 1 zulassen.
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Art. 31
Versicherungspflicht

(1) 1Das Bergbahnunternehmen ist verpflichtet, zur Erfüllung
von Schadensersatzverpflichtungen, die durch den Betrieb
der Bahn entstehen, einen Haftpflichtversicherungsvertrag
mit einem zum Geschäftsbetrieb in der Bundesrepublik
Deutschland zugelassenen Versicherer abzuschließen und
aufrechtzuerhalten oder einer Versicherungsgemeinschaft in
der Bundesrepublik Deutschland anzugehören, welche die
Erfüllung gesetzlicher Schadensersatzverpflichtungen über-
nimmt (Versicherungspflicht). 2Die Vorschriften der §§ 158 b
ff. des Gesetzes über den Versicherungsvertrag vom 30. Mai
1908 (BGBl III 7632-1) über die Pflichtversicherung finden
Anwendung. 3Die zur Erfüllung der Versicherungspflicht ab-
geschlossenen Vereinbarungen müssen die Verpflichtung
des Versicherers enthalten, der Aufsichtsbehörde unverzüg-
lich anzuzeigen, wenn das Bergbahnunternehmen seinen
Verpflichtungen aus dem Vertrag nicht nachkommt und da-
durch das Weiterbestehen der Versicherung gefährdet wird
oder wenn der Vertrag geändert oder beendigt wird.

(2) Absatz 1 gilt nicht für die von der Bundesrepublik
Deutschland, vom Freistaat Bayern oder einem anderen
Land der Bundesrepublik betriebenen Bahnen.

Art. 32
Mitteilungspflicht

(1) 1Der Unternehmer einer Bergbahn hat der Aufsichts-
behörde oder der von ihr beauftragten Stelle alle Vorkomm-
nisse mitzuteilen, die für die Betriebssicherheit von Bedeu-
tung sind. 2Das gleiche gilt für sonstige Vorkommnisse oder
Maßnahmen, die geeignet sind, die Einstellung des Betriebs
herbeizuführen, sowie für die Einstellung des Betriebs selbst.
3Ferner hat das Bergbahnunternehmen alle Veränderungen in
den Personen, die das Unternehmen vertreten (Art. 21 Abs. 2
Nr. 2), mitzuteilen, und, soweit es sich um eine Gesellschaft
handelt, auch alle Veränderungen in der Person eines Gesell-
schafters, ferner die Änderungen des Gesellschaftsvertrags
und der Satzung. 4Die Mitteilungen haben unverzüglich zu er-
folgen.

(2) Der Unternehmer einer Bergbahn hat der Aufsichts-
behörde in regelmäßigen Zeitabständen oder auf deren be-
sondere Anforderung Betriebsberichte zu übersenden.

(3) Der Unternehmer einer Bergbahn hat außerdem in regel-
mäßigen Zeitabständen oder auf besondere Anforderung der
Aufsichtsbehörde die Betriebssicherheit der Bahnanlagen
und Fahrbetriebsmittel durch eine vom Staatsministerium für
Wirtschaft, Verkehr und Technologie anerkannte sachver-
ständige Stelle prüfen zu lassen und den Prüfungsbericht un-
verzüglich vorzulegen.

Art. 33
Weiterführungsgenehmigung

(1) 1Wer eine Bergbahn erwirbt, bedarf zur Weiterführung
des Baus oder des Betriebs der Bahn der Genehmigung der
Aufsichtsbehörde (Weiterführungsgenehmigung). 2Das glei-

che gilt für denjenigen, dem die wirtschaftliche Nutzung der
Bahn überlassen wird.

(2) Die Weiterführungsgenehmigung wird erteilt, wenn

1. keine Bedenken gegen die Betriebssicherheit bestehen,

2. keine Tatsachen vorliegen, aus denen sich die Unzuver-
lässigkeit des Unternehmers oder seiner Vertretung – bei
juristischen Personen der nach Gesetz oder Satzung ver-
tretungsberechtigten Personen – ergibt, und

3. das Bergbahnunternehmen nach Maßgabe des Art. 31 ver-
sichert ist.

(3) Die Aufsichtsbehörde kann die Weiterführungsgenehmi-
gung versagen, wenn die Genehmigung zurückgenommen
oder widerrufen werden kann und die Rücknahme oder der
Widerruf innerhalb von drei Monaten nach Eingang des An-
trags auf Weiterführungsgenehmigung erklärt wird. 

(4) Auf die Weiterführungsgenehmigung finden die für die
Genehmigung geltenden Vorschriften entsprechende An-
wendung.

Art. 34
Weiterführung durch Erben; Zwangsverwalter, Konkurs-

oder Insolvenzverwalter

(1) 1Der Erbe oder die sonst durch letztwillige Verfügung be-
rechtigte Person kann den Bau oder den Betrieb einer Berg-
bahn nach dem Tod des Unternehmers vorläufig weiter-
führen. 2Diese Befugnis erlischt, wenn er nicht binnen sechs
Monaten nach Ablauf der für die Ausschlagung der Erbschaft
vorgesehenen Frist oder nach Beendigung einer Testaments-
vollstreckung, Nachlaßpflegschaft, Nachlaßverwaltung oder
eines Nachlaßinsolvenzverfahrens eine Weiterführungsge-
nehmigung (Art. 33) beantragt.

(2) Im Fall der Anordnung einer Zwangsverwaltung oder der
Eröffnung des Konkurs- oder Insolvenzverfahrens findet
Absatz 1 Satz 1 zugunsten des Zwangsverwalters oder des
Konkurs- oder Insolvenzverwalters für die Dauer seines
Amts entsprechende Anwendung.

3. Abschnitt
Zuständigkeiten, Aufsicht, Rechtsverordnungen

Art. 35
Zuständigkeiten

(1) 1Örtlich zuständig ist die Behörde, in deren Bereich die
Betriebsleitung der Bahn ihren Sitz hat oder haben soll. 2Im
übrigen ist diejenige Behörde örtlich zuständig, in deren Be-
reich die Bahn die Grenze des Freistaates Bayern über-
schreitet.

(2) Soweit kreisfreie Gemeinden Aufgaben der Berg-
bahnaufsicht wahrnehmen, sind sie übertragene Aufgaben.
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Art. 36
Allgemeine Aufsicht

(1) Die Aufsichtsbehörden haben darüber zu wachen, daß die
für den Bau und den Betrieb der Bergbahnen geltenden öf-
fentlich-rechtlichen Vorschriften und die auf Grund dieser
Vorschriften erlassenen Anordnungen (Nebenbestimmun-
gen und sonstigen Anordnungen) eingehalten werden.

(2) 1Die Aufsichtsbehörde kann die im Interesse der Be-
triebssicherheit, des Schutzes der Allgemeinheit oder der
Nachbarschaft vor Gefahren sowie erheblichen Nachteilen
oder Belästigungen, des Schutzes des Landschaftsbilds oder
sonst zur Durchführung der Aufsicht erforderlichen Anord-
nungen treffen. 2Zur Erfüllung ihrer Aufgaben kann sie oder
eine von ihr beauftragte Stelle vom Unternehmer Auskunft
verlangen sowie die Anlagen und Fahrbetriebsmittel besich-
tigen und prüfen.

Art. 37
Widerruf der Genehmigung

Die Aufsichtsbehörde kann die Genehmigung auch dann wi-
derrufen, wenn

1. das Bergbahnunternehmen die für den Bau und den Be-
trieb geltenden öffentlich-rechtlichen Vorschriften oder
die auf Grund dieser Vorschriften erlassenen Anordnun-
gen nicht befolgt oder deren Nichtbefolgung duldet und
innerhalb einer von der Aufsichtsbehörde bestimmten
Frist keine Abhilfe schafft,

2. das Bergbahnunternehmen nicht innerhalb von zwei Jah-
ren nach Erteilung der Genehmigung die Genehmigung
der technischen Planung beantragt oder wenn die geneh-
migte technische Planung außer Kraft tritt,

3. das Bergbahnunternehmen den Betrieb der Bahn minde-
stens zwei Jahre nicht aufnimmt oder die Bahn minde-
stens zwei Jahre nicht betreibt oder den Bau oder Betrieb
für dauernd einstellt oder

4. über das Vermögen des Bergbahnunternehmens das Ver-
gleichsverfahren oder das Konkurs- oder Insolvenzver-
fahren eröffnet oder die Eröffnung des Konkurs- oder In-
solvenzverfahrens mangels Masse abgelehnt wird oder
der Unternehmer im Zwangsvollstreckungsverfahren
wegen einer Geldforderung in das bewegliche Vermögen
eine eidesstattliche Versicherung abgegeben hat.

Art. 38
Anordnung der Einstellung und der Beseitigung

(1) Die Aufsichtsbehörde kann die völlige oder teilweise Ein-
stellung des Baus oder des Betriebs einer Bergbahn anordnen,
wenn und solange die für den Bau und den Betrieb geltenden
öffentlich-rechtlichen Vorschriften oder auf Grund dieser
Vorschriften erlassenen Anordnungen nicht befolgt werden.

(2) 1Die Aufsichtsbehörde kann die völlige oder teilweise Be-
seitigung der Anlagen einer Bergbahn anordnen, soweit sie
entgegen den hierfür geltenden öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften oder auf Grund dieser Vorschriften erlassenen An-
ordnungen gebaut oder geändert wurden. 2Die Beseitigung
kann auch angeordnet werden, wenn die Genehmigung oder
Zustimmung unanfechtbar zurückgenommen oder widerru-
fen oder ihre Wirksamkeit aus einem anderen Grund nicht
oder nicht mehr gegeben ist und durch die Anlagen die öf-
fentliche Sicherheit und Ordnung oder das Landschaftsbild
beeinträchtigt werden. 3Das gleiche gilt für Bahnen, für die
eine Genehmigung nicht erforderlich ist, wenn der Betrieb für
dauernd eingestellt wird.

(3) Die Aufsichtsbehörde kann Anordnungen nach den Ab-
sätzen 1 oder 2 erlassen, wenn nicht auf andere Weise recht-
mäßige Zustände hergestellt werden können.

Art. 39
Rechtsverordnungen

(1) Das Staatsministerium für Wirtschaft, Verkehr und Tech-
nologie bestimmt durch Rechtsverordnung die zuständige
Aufsichtsbehörde bei

1. Bergbahnen des öffentlichen Personenverkehrs mit Aus-
nahme der Schleppaufzüge,

2. Bergbahnen des nichtöffentlichen Personenverkehrs und
des öffentlichen Güterverkehrs sowie bei Schleppaufzü-
gen; solange eine Bestimmung durch Rechtsverordnung
nicht erfolgt ist, ist die Kreisverwaltungsbehörde zustän-
dig.

(2) Das Staatsministerium für Wirtschaft, Verkehr und Tech-
nologie kann durch Rechtsverordnung Aufgaben gemäß Ab-
satz 1 Nr. 1 und 2 auf von ihm bestimmte Stellen übertragen
und die Vergütung dieser Stellen regeln.

(3) Das Staatsministerium für Wirtschaft, Verkehr und Tech-
nologie wird ermächtigt, für die diesem Gesetz unterliegen-
den Bergbahnen und horizontal verlaufenden Seilbahnen
Rechtsverordnungen zu erlassen. Es trifft darin insbesondere
Bestimmungen über

1. das Verfahren bei der Bau- und Betriebsgenehmigung,

2. das Verfahren bei der Änderungsanzeige und den Umfang
der nicht anzeigepflichtigen Änderungen,

3. das Verfahren bei der Genehmigung der technischen Pla-
nung für Seilschwebebahnen, Standseilbahnen und
Schleppaufzüge,

4. das Verfahren bei der Betriebsabnahme und bei der Zu-
stimmung zur Betriebseröffnung,

5. die Bestellung, Bestätigung und Prüfung von Betriebslei-
tern sowie deren Stellvertretung,
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6. die Anforderungen an die Betriebsbediensteten,

7. die Aufgaben und Befugnisse der Betriebsleitung und der
Betriebsbediensteten,

8. die Mindesthöhe der Versicherungssumme bei Haft-
pflichtversicherungsverträgen,

9. die Ausgestaltung und Zeitabstände der Betriebs- und
Prüfungsberichte sowie der sonstigen Mitteilungspflich-
ten; dabei kann bestimmt werden, daß die Aufsichts-
behörde entsprechend den besonderen Bedürfnissen der
Betriebssicherheit Abweichungen zulassen kann,

10. die Ausübung der Aufsicht,

11. die Zulassung oder Anerkennung von sachverständigen
Stellen, deren Befugnisse sowie deren Überwachung,

12. verantwortliche sachverständige Stellen im Bergbahnwe-
sen, insbesondere über

a) die Fachbereiche, in denen sie tätig werden,

b) die Anforderungen in bezug auf Ausbildung, Fach-
kenntnisse, Berufserfahrung, Zuverlässigkeit sowie
Fort- und Weiterbildung,

c) die Zulassung oder Anerkennung,

d) die Überwachung,

e) die Vergütung,

f) das Erfordernis einer ausreichenden Haftpflichtversi-
cherung,

g) die Voraussetzungen, unter welchen die Aufsichts-
behörde die Vorlage von Gutachten und Nachweisen
für den jeweiligen Sachbereich verlangen kann oder
verlangen muß, sowie die Voraussetzungen, unter
welchen die Aufsichtsbehörde verlangen kann oder
verlangen muß, daß das Bergbahnunternehmen sich
die Einhaltung aufsichtlicher Anforderungen durch
verantwortliche sachverständige Stellen bescheinigen
läßt,

h) die Voraussetzungen, unter denen das Bergbahnun-
ternehmen Gutachten und Nachweise von verant-
wortlichen sachverständigen Stellen für bestimmte
Sachbereiche vorzulegen hat oder sich die Einhaltung
aufsichtlicher Anforderungen durch verantwortliche
sachverständige Stellen bescheinigen lassen muß.

(4) Das Staatsministerium für Wirtschaft, Verkehr und Tech-
nologie wird ermächtigt, für die diesem Gesetz unterliegen-
den Bergbahnen und horizontal verlaufenden Seilbahnen
Rechtsverordnungen zu erlassen, die die nach dem jeweiligen
Stand der Technik erforderlichen Bau- und Betriebsvor-
schriften für die technische Gestaltung der Bahnen und die
Führung des Betriebs enthalten, insbesondere über Stationen,

Streckenausrüstungen, Fahrbetriebsmittel, Sicherheits- und
Bergungseinrichtungen, Betriebsleitung und Betriebsbedien-
stete.

(5) 1Das Staatsministerium für Wirtschaft, Verkehr und
Technologie kann durch Rechtsverordnung die zur sicheren
Gestaltung der Kreuzungen von Bergbahnen mit Starkstrom-
leitungen und Gasleitungen erforderlichen Vorschriften er-
lassen. 2Das gleiche gilt für Kreuzungen mit Wasserleitungen
und Kreuzungen von Bergbahnen mit öffentlichen Straßen. 

4. Abschnitt
Bußgeldvorschriften

Art. 40
Ordnungswidrigkeiten

Mit Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche Mark kann be-
legt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen Art. 21 Abs. 1 Satz 1, Art. 25 Abs. 1 oder Art.
33 Abs. 1 oder entgegen einer vollziehbaren Anordnung
nach Art. 38 Abs. 1 eine Bergbahn betreibt oder

2. entgegen Art. 32 Abs. 1 und 3 der Aufsichtsbehörde, der
anerkannten sachverständigen Stelle oder der nach Art. 36
Abs. 2 Satz 2 beauftragten Stelle nicht alle Vorkommnisse
mitteilt, die für die Betriebssicherheit der Bergbahn von
Bedeutung sein können oder die geeignet sind, die Ein-
stellung des Betriebs herbeizuführen.

Art. 41
Weitere Ordnungswidrigkeiten

Mit Geldbuße bis zu fünftausend Deutsche Mark kann belegt
werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen Art. 23 Abs. 1 eine Änderung nicht, nicht rich-
tig oder nicht rechtzeitig anzeigt oder entgegen Art. 23
Abs. 2 eine Änderung beginnt,

2. entgegen Art. 21 Abs. 1 oder Art. 24 Abs. 1, auch in Ver-
bindung mit Abs. 3 eine Bergbahn baut oder Bahnanlagen
ändert,

3. einer nach Art. 39 erlassenen Rechtsverordnung, soweit
diese für einen bestimmten Tatbestand auf diese Buß-
geldvorschrift verweist, oder einer auf Grund einer sol-
chen Verordnung ergangenen vollziehbaren Anordnung
zuwiderhandelt.

III. Teil
Sonstige Bahnen besonderer Bauart

Art. 42
Sonstige Bahnen besonderer Bauart

(1) 1Wer eine sonstige Bahn besonderer Bauart im Sinn von
§ 1 Abs. 1 Satz 2 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes, auf die
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die Vorschriften über fliegende Bauten keine Anwendung
finden, betreiben will, bedarf einer Erlaubnis. 2Die Erlaubnis
kann mit Nebenbestimmungen versehen werden. 3Zu den
sonstigen Bahnen besonderer Bauart gehören insbesondere
Vergnügungsbahnen.

(2) Zuständig sind die Kreisverwaltungsbehörden.

(3) 1Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn die Anforderungen
an einen sicheren Bau und Betrieb nicht gegeben sind oder
wenn es zur Verhütung von Gefahren für Leben, Gesundheit
oder Sachgüter oder zum Schutz vor erheblichen Nachteilen
oder erheblichen Belästigungen für die Allgemeinheit oder
Nachbarschaft oder vor erheblichen Beeinträchtigungen der
Natur oder Landschaft erforderlich ist. 2Das gleiche gilt, so-
fern andere öffentlich-rechtliche Vorschriften entgegenste-
hen.

(4) 1Die Kreisverwaltungsbehörden können zur Sicherstel-
lung der in Absatz 3 genannten Anforderungen Anordnungen
treffen. 2Reichen Anordnungen nach Satz 1 nicht aus oder ste-
hen andere öffentlich-rechtliche Vorschriften entgegen, kann
der Betrieb untersagt werden.

(5) Mit Geldbuße bis zu fünftausend Deutsche Mark kann
belegt werden, wer

1. eine sonstige Bahn besonderer Bauart ohne die erforder-
liche Erlaubnis betreibt oder

2. einer vollziehbaren Anordnung nach Absatz 4 nicht
Folge leistet. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten für wesentliche Erweiterungen
und Änderungen des Betriebs entsprechend.

IV. Teil
Übergangs- und Schlußbestimmungen

Art. 43
Einschränkungen von Grundrechten

Auf Grund dieses Gesetzes können die Grundrechte der Frei-
heit der Person, der Unverletzlichkeit der Wohnung und des
Eigentums eingeschränkt werden (Art. 2 Abs. 2, Art. 13 und
14 des Grundgesetzes, Art. 102, 103 und 106 der Verfas-
sung).

Art. 44
Übergangsregelung

(1) Bestehende Rechte und die erteilten Genehmigungen
nichtbundeseigener Eisenbahnen des nichtöffentlichen Ver-
kehrs, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits Eisen-
bahnverkehrsleistungen erbringen oder eine Eisenbahninfra-
struktur betreiben, gelten fort, soweit sie inhaltlich den An-
forderungen des I. Teils dieses Gesetzes genügen.

(2) 1Die vor dem 1. Januar 1967 erteilten Bewilligungen zu
Vorarbeiten oder zum Bau oder Betrieb einer Bergbahn gel-
ten als Genehmigungen im Sinn des II. Teils dieses Gesetzes
fort. 2Bei Bau- oder Betriebsbewilligungen, die vor dem 1. Ja-
nuar 1967 erteilt wurden, bedarf es keiner Genehmigung der
technischen Planung (Art. 23). 3Soweit eine vor dem 1. Januar
1967 in Betrieb befindliche Bergbahn im Sinn des II. Teils
dieses Gesetzes nach dem bisherigen Recht ohne Bewilligung
betrieben werden durfte und nunmehr einer Genehmigung
bedarf, gilt die Bahn nach Maßgabe dieses Gesetzes als ge-
nehmigt.

(3) Das Staatsministerium für Wirtschaft, Verkehr und Tech-
nologie kann im Einvernehmen mit dem Staatsministerium
der Finanzen auf Heimfallrechte, die in eisenbahn- und berg-
bahnrechtlichen Bau- und Betriebsbewilligungen des vor
dem 1. Januar 1967 geltenden Rechts begründet sind, ver-
zichten oder sie abändern.

Art. 45
Änderung der Bayerischen Bauordnung

Art. 87 Abs. 1 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 4. August 1997 (GVBl.
S. 433) wird wie folgt geändert:

1. Nach Nummer 2 wird folgende neue Nummer 3 einge-
fügt:

„3. nichtöffentliche Eisenbahnen, nichtöffentliche Berg-
bahnen und sonstige Bahnen besonderer Bauart, auf
die die Vorschriften über fliegende Bauten keine An-
wendung finden, im Sinn des Gesetzes über die
Rechtsverhältnisse der nichtbundeseigenen Eisen-
bahnen und der Bergbahnen in Bayern (BayEBG),“

2. Die bisherigen Nummern 3 bis 8 werden neue Nummern
4 bis 9.

Art. 46
Inkrafttreten und Außerkrafttreten bisherigen Rechts

(1) Dieses Gesetz tritt am ....................................... in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt das Gesetz über die Rechtsverhältnisse
der nicht zum Netz der Deutschen Bundesbahn gehörenden
Eisenbahnen und der Bergbahnen in Bayern (Bayerisches Ei-
senbahn- und Bergbahngesetz BayEBG) vom 17. November
1966 (BayRS 932-1-W) außer Kraft.

(3) Verordnungen, die auf der Grundlage von nach Absatz 2
außer Kraft getretenen Vorschriften erlassen worden sind,
gelten fort. Soweit in diesen Verordnungen auf nach Absatz
2 außer Kraft getretene Vorschriften verwiesen wird, treten
an ihre Stelle die entsprechenden Vorschriften dieses Geset-
zes.



Drucksache 13/10830 Bayerischer Landtag · 13. Wahlperiode Seite 15

Begründung

A. Allgemeines

Im Zuge der Neuordnung des Eisenbahnwesens hat der Bundesge-
setzgeber mit dem Eisenbahnneuordnungsgesetz (ENeuOG) vom
27. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2378) Rahmenbedingungen gesetzt,
die die Innovation und Leistungskraft des Schienenverkehrs nach-
haltig steigern sollen. Das Eisenbahnwesen wurde rechtlich insge-
samt neu geordnet, das Allgemeine Eisenbahngesetz völlig neu ge-
faßt. Dabei hat der Bundesgesetzgeber im Rahmen seiner konkur-
rierenden Gesetzgebungskompetenz die Voraussetzungen für die
Erteilung und Versagung einer Genehmigung zur Erbringung von
Eisenbahnverkehrsleistungen und zum Betreiben einer Eisenbahn-
infrastruktur geregelt. Ferner hat er Regelungen zum Planfeststel-
lungsrecht von Schienenstrecken - auch von solchen nichtbundesei-
gener Eisenbahnen – in das Allgemeine Eisenbahngesetz aufge-
nommen.

Das Bayerische Eisenbahn- und Bergbahngesetz – BayEBG – vom
17. November 1966 (BayRS 932-1-W) tritt außer Kraft und wird
durch ein neues Bayerisches Eisenbahn- und Bergbahngesetz – Bay-
EBG vom ..... ersetzt. Die eisenbahnrechtlichen Vorschriften wer-
den nunmehr im I. Teil geregelt und an die durch den Bundesge-
setzgeber geänderte Rechtslage angepaßt.

Die wesentlichen eisenbahnrechtlichen Änderungen bestehen

– in der Anpassung der Definition der Begriffe „Eisenbahn“ und
„öffentlicher Eisenbahnverkehr“ an den Wortlaut des neuen All-
gemeinen Eisenbahngesetzes,

– in der Regelung des Verfahrens zur Erteilung einer Genehmi-
gung für die Erbringung von Eisenbahnverkehrsleistungen und
für das Betreiben einer Eisenbahninfrastruktur,

– in der Regelung der Aufgaben einer mit der Betriebsleitung be-
auftragten Person,

– in der Regelung der Erteilung einer Genehmigung für Eisen-
bahnen des nichtöffentlichen Verkehrs,

– in der Ermächtigung zur Delegation von Aufgaben der Eisen-
bahnaufsicht auf verantwortliche Sachverständige,

– im Verzicht auf Regelungen, die in der Praxis keine größere Be-
deutung hatten.

Die Anpassung des Landesrechts an das neue Eisenbahnrecht des
Bundes führt darüber hinaus dazu, daß die Möglichkeit, den Bau-
beginn vor Planfeststellung zu gestatten, zukünftig entfällt. Auf-
grund des Vorrangs des Bundesrechts, das eine derartige Gestattung
nicht vorsieht, ist der Landesgesetzgeber gehindert, diese Möglich-
keit in das Landesrecht aufzunehmen.

Auf das Erfordernis, für den Bau einer Anschlußbahn eine Geneh-
migung der Aufsichtsbehörde einzuholen, wird künftig verzichtet.
Sowohl für den Bau als auch für den Betrieb einer Anschlußbahn
war nach Art. 2 BayEBG eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde
erforderlich. Ferner war für den Bau der Anschlußbahn eine Plan-
feststellung durch die Planfeststellungsbehörde durchzuführen. Der
Begriff „Anschlußbahn“ wird im neuen BayEBG durch den Begriff
„nichtöffentliche Eisenbahn“ ersetzt. Im Rahmen der Planfeststel-
lung werden die Einhaltung öffentlich-rechtlicher Vorschriften so-
wie die Berücksichtigung der Belange des Umweltschutzes umfas-
send geprüft. Es besteht deshalb keine Notwendigkeit, zusätzlich
eine Genehmigung zum Bau einer Infrastruktur einer nichtöffentli-

chen Eisenbahn zu fordern. Durch den Verzicht auf das Genehmi-
gungserfordernis für die Infrastruktur kann das Genehmigungsver-
fahren beschleunigt werden.

Das Bergbahnrecht wird durch die Bahnstrukturreform nicht
berührt. Nach Art. 74 Nr. 23 GG besteht keine konkurrierende Ge-
setzgebungskompetenz des Bundes. Die bisherigen bergbahnrecht-
lichen Vorschriften gelten in Teil II des Gesetzes in ihrem materiel-
len Gehalt im wesentlichen fort. Der Wortlaut der Vorschriften
wurde jedoch teilweise überarbeitet, in Einzelpunkten präzisiert und
zur Vermeidung von Mißverständnissen klarer gefaßt.

Im Interesse einer bürgernahen Verwaltung wurde die Möglichkeit
einer weiteren Delegation von Aufgaben der Bergbahnaufsicht auf
nachgeordnete Behörden und verantwortliche sachverständige Stel-
len eröffnet. Zur Umsetzung des Ministerratsbeschlusses vom
20.12.1994 wurde gleichzeitig die Voraussetzung für die Privatisie-
rung von technischen und fachlichen Aufgaben im Bereich der
Bergbahnen geschaffen.

Bahnen besonderer Bauart sind weder Eisenbahnen noch Bergbah-
nen. Das Gesetz enthält deshalb in Teil III eine Sonderregelung für
Bahnen besonderer Bauart. Teil IV des Gesetzes betrifft Übergangs-
und Schlußbestimmungen.

B. Zu den einzelnen Vorschriften

Zu Art. 1 bis 18 (Vorschriften über Eisenbahnen):

Zu Art. 1 (Anwendungsbereich):

Die Vorschrift legt den Anwendungsbereich des I. Teils des Geset-
zes für Eisenbahnen fest.

Für die Eisenbahnen des Bundes hat der Bund die ausschließliche
Gesetzgebungskompetenz (Artikel 73 Nr. 6 a Grundgesetz), für die
nichtbundeseigenen Eisenbahnen und für alle Schienenbahnen, die
nicht Eisenbahnen sind, die konkurrierende Gesetzgebungskompe-
tenz mit Ausnahme der Bergbahnen (Artikel 74 Nr. 23 Grundge-
setz). Bergbahnen fallen in die ausschließliche Gesetzgebungsbe-
fugnis der Länder. Sie werden im II. Teil dieses Gesetzes geregelt.

Das Recht der Straßenbahnen ist im Personenbeförderungsgesetz
(PBefG) geregelt. Den Straßenbahnen sind in § 4 Abs. 2 PBefG sol-
che Bahnen gleichgestellt, die als Hoch- und Untergrundbahnen,
Schwebebahnen oder ähnliche Bahnen besonderer Bauart angelegt
sind oder angelegt werden und die ausschließlich oder überwiegend
der Beförderung von Personen im Orts- und Nachbarschaftsbereich
dienen und nicht Bergbahnen oder Seilbahnen sind.

Der Bund hat im Allgemeinen Eisenbahngesetz (AEG) vom 27. De-
zember 1993 (BGBl. I S. 2378, 2396) für alle Eisenbahnen die für
die Einheit des Eisenbahnwesens wichtigen Fragen geregelt. Der
Anwendungsbereich des Allgemeinen Eisenbahngesetzes wird in §
1 Abs. 1 AEG jedoch beschränkt auf solche Bahnen, die nicht Ma-
gnetschwebebahnen, Straßenbahnen oder nach ihrer Bau- oder Be-
triebsweise ähnliche Bahnen, Bergbahnen und sonstige Bahnen be-
sonderer Bauart sind. Zu letzteren zählen insbesondere die Tier-
parkbahnen, ortsfeste Vergnügungsbahnen innerhalb von Freizeit-
parks etc., die i.d.R. im Kreis geführt werden. Für diese Bahnen gilt
Teil I des Gesetzes nicht; hier kommt Teil III zur Anwendung (vgl.
Art. 42).
Zu Art. 2 (Begriffsbestimmungen):
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Die Vorschrift faßt alle Begriffsbestimmungen zusammen. Der
Bundesgesetzgeber hat in § 2 Abs. 1 AEG den Begriff „Eisenbah-
nen“ abschließend geregelt. Die Definition des Begriffs „Eisenbah-
nen“ wird deshalb in Absatz 1 lediglich wiederholt.

Absatz 2 entspricht der Definition öffentlicher Eisenbahnen in § 3
Abs. 1 AEG. Eisenbahnunternehmen dienen nach § 3 Abs. 1 AEG
nur dann dem öffentlichen Verkehr, wenn sie gewerbs- oder ge-
schäftsmäßig betrieben werden und jedermann sie nach ihrer
Zweckbestimmung zur Personen- oder Güterbeförderung benutzen
kann. Für Schienenwegeunternehmen gilt sinngemäß das gleiche.

Diesen Einschränkungen zufolge gibt es Bahnen, die nicht zu den
Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs zählen. Diese Eisenbahnen
sind nach der Definition von Absatz 3 Eisenbahnen des nichtöf-
fentlichen Verkehrs (nichtöffentliche Eisenbahnen). Dies gilt auch
für Verkehre von Unternehmen, die unter Nutzung eines dem öf-
fentlichen Verkehr dienenden Schienennetzes lediglich eigene Pro-
dukte unter Ausschluß von Drittverladern zwischen verschiedenen
Produktionsstätten befördern (Werkverkehr).

Zu Art. 3 (Sicherheitsvorschriften):

Die Norm entspricht der Vorschrift des § 4 Abs. 1 AEG.

Zu Art. 4 (Genehmigung):

Der Bundesgesetzgeber hat in § 6 AEG die materiellen Vorausset-
zungen für Erteilung und Versagung einer Genehmigung geregelt.
Um gleiche Bedingungen für Eisenbahnverkehrs- und Eisenbahnin-
frastrukturunternehmen zu schaffen, hat der Bundesgesetzgeber in
§ 6 Abs. 2 AEG bundeseinheitlich die Voraussetzungen für die Auf-
nahme einer gewerblichen Tätigkeit als Eisenbahnunternehmer
festgelegt. Um eine Genehmigung zu erlangen, müssen wie im Gü-
terkraftverkehrsgesetz und im Personenbeförderungsgesetz die sub-
jektiven Zugangsvoraussetzungen Zuverlässigkeit, finanzielle Lei-
stungsfähigkeit und Fachkunde erfüllt sein. Kommt es nach Ertei-
lung einer Genehmigung nach § 6 Abs. 2 und 4 AEG zu einer Än-
derung in der Geschäftsführung, so sind die subjektiven Zugangs-
voraussetzungen Zuverlässigkeit und Fachkunde für die neu für die
Führung der Geschäfte bestellten Personen nachzuweisen, da sonst
die Genehmigung nach § 7 AEG zu entziehen ist. Einzelheiten des
Nachweises der subjektiven Zugangsvoraussetzungen werden in der
Eisenbahnunternehmer-Berufszugangsverordnung (EBZugV) des
Bundes geregelt. Aufgrund der abschließenden Regelungen im
AEG zur Erteilung und Versagung einer Genehmigung ist der Lan-
desgesetzgeber gehindert, weitergehende Regelungen zu treffen.
Art. 4 entspricht deshalb inhaltlich dem Wortlaut des § 6 Abs. 1 Satz
1 AEG.

Zu Art. 5 (Auskunft und Nachschau):

Die Eisenbahnen unterstehen einer staatlichen Aufsicht. Der Bun-
desgesetzgeber hat in § 23 AEG lediglich Auskunftspflichten und
Betretungsrechte zur Ausführung der aufgrund des § 26 Abs. 2 AEG
erlassenen Rechtsverordnungen normiert. Diese bundeseinheitliche
Regelung der Überwachung der Arbeitszeiten, Fahrzeiten, Ruhe-
pausen usw. im Bereich aller Eisenbahnverkehrsunternehmen, die
Schienenwege in der Bundesrepublik Deutschland benutzen, ist er-
forderlich, weil mit der Öffnung der Schienennetze der Eisenbahnen
gemäß den §§ 13 und 14 AEG künftig auch Triebfahrzeuge und
Triebfahrzeugpersonal anderer deutscher sowie ausländischer Ei-
senbahnverkehrsunternehmen auf Schienenstrecken deutscher Ei-
senbahnen verkehren bzw. eingesetzt werden. Dagegen enthält § 23
AEG keine allgemeine umfassende Regelung der Eisenbahnauf-
sicht, wie sie etwa für die bundeseigenen Eisenbahnen in § 3 Abs. 2

Nr. 2, 4, 7 und Abs. 5 des Gesetzes über die Eisenbahnverkehrsver-
waltung des Bundes geregelt ist. Mit diesen Vorschriften bringt der
Bundesgesetzgeber selbst zum Ausdruck, daß § 23 AEG nicht als
abschließende Regelung der Eisenbahnaufsicht zu verstehen ist. Da-
her läßt das Allgemeine Eisenbahngesetz Raum für landesrechtliche
Regelungen der Eisenbahnaufsicht.

Nach Absatz 1 obliegt den Eisenbahnen eine umfassende Unter-
richtung der zuständigen Behörden über alle wesentlichen Vorgänge
des Unternehmens. Der Unterrichtungspflicht entspricht das Betre-
tungs- und Kontrollrecht der von den zuständigen Behörden mit der
Überwachung der Anlagen und des Betriebs beauftragten Personen.
Für die Konkretisierung der in Absatz 2 Satz 1 angesprochenen
Pflichten sind als einschlägige eisenbahnrechtliche Vorschriften ne-
ben den Bestimmungen dieses Gesetzes insbesondere die Vor-
schriften der Eisenbahn-Verkehrsordnung sowie der Eisenbahn-
Bau- und Betriebsordnung heranzuziehen.

Zu Art. 6 (Bauliche Anlagen und Lichtreklamen in der Nähe von
Bahnanlagen):

Der Begriff der baulichen Anlage, die Abgrenzung zwischen ge-
nehmigungspflichtigen und genehmigungsfreien baulichen Anlagen
sowie die bei der Durchführung des Baugenehmigungsverfahrens zu
beachtenden Verfahrensbestimmungen und Zuständigkeitsregelun-
gen ergeben sich aus der Bayer. Bauordnung. Die Entschädigungs-
regelung in Absatz 4 entspricht den Anforderungen des Artikels 14
des Grundgesetzes.

Zu Art. 7 (Schutzmaßnahmen):

Die Bestimmung über Schutzmaßnahmen entspricht vergleichbaren
straßenrechtlichen Regelungen und ist aus Gründen der Betriebssi-
cherheit erforderlich, um nachteilige Einwirkungen auf die
Bahnkörper durch Nachbargrundstücke und Naturereignisse weit-
gehend zu verhindern. Zu den Maßnahmen nach Abs. 3 Satz 2 kön-
nen sowohl Maßnahmen zur Herstellung von Sichtflächen, deren
Kosten nach §§ 3, 13 EkrG zu teilen sind, gehören, als auch Maß-
nahmen zur Erhaltung von Sichtflächen, die unter § 14 Abs. 2 Nr. 1
EKrG fallen. Die Entschädigungsregelung in Abs. 4 Satz 1 ent-
spricht der Bestimmung des § 11 Abs. 5 BFStrG.

Zu Art. 8 (Gestattung von Anschlüssen):

Jede öffentliche Eisenbahn hat nach § 13 Abs. 1 AEG einer angren-
zenden öffentlichen Eisenbahn mit Sitz in der Bundesrepublik
Deutschland den Anschluß an ihre Eisenbahninfrastruktur unter bil-
liger Regelung der Bedingungen und der Kosten zu gestatten. Da-
mit besteht eine Anschlußpflicht lediglich im Verhältnis der öffent-
lichen Eisenbahnen untereinander, jedoch nicht im Verhältnis zu
nichtöffentlichen Eisenbahnen. Insoweit fehlt eine gesetzliche Re-
gelung im Allgemeinen Eisenbahngesetz. Diese Lücke kann der
Landesgesetzgeber im Rahmen der konkurrierenden Gesetzge-
bungszuständigkeit schließen. Mit dieser Bestimmung wird die
Rechtsgrundlage geschaffen, im Wege der Auflage ein öffentliches
Eisenbahninfrastrukturunternehmen zu verpflichten, den Anschluß
einer nichtöffentlichen Eisenbahninfrastruktur zuzulassen.

Zu Art. 9 (Betriebsleitung):

Mit der Bestellung einer mit der Betriebsleitung betrauten Person
und mindestens einer Person als Stellvertretung soll die organisato-
rische Voraussetzung für eine sichere und ordnungsgemäße Be-
triebsführung und für die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmun-
gen und Anordnungen geschaffen werden. Die Aufsichtsbehörde hat
sich vor der Bestätigung der genannten Personen mit geeigneten
Mitteln von deren persönlicher und fachlicher Eignung zu überzeu-
gen.
Zu Art. 10 (Eröffnung des Betriebs):
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Die eisenbahnrechtlichen Genehmigungsvoraussetzungen des § 6
Abs. 2 AEG sind § 10 Abs. 1 GüKG und § 13 PBefG nachgebildet.
Anders als § 13 PBefG regelt § 6 Abs. 2 AEG aber nur die subjek-
tiven Zulassungsvoraussetzungen der Eisenbahnunternehmerin
oder des Eisenbahnunternehmers (Zuverlässigkeit, finanzielle Lei-
stungsfähigkeit, Fachkunde), nicht hingegen die objektiven Vor-
aussetzungen (z.B. Betriebssicherheit). Objektive Zulassungsvor-
aussetzungen wie in § 13 Abs. 2 PBefG finden sich für das Eisen-
bahnwesen nicht in § 6 AEG. Auch § 4 AEG enthält nur eine mate-
rielle Verpflichtung zur Sicherheit, regelt hingegen keine formelle
Zulassung und Überprüfung. § 6 Abs. 2 AEG stellt deshalb keine ab-
schließende Aufzählung der Zulassungsvoraussetzungen dar. Der
Landesgesetzgeber kann somit neben den subjektiven Genehmi-
gungsvoraussetzungen des § 6 Abs. 2 AEG weitere Zulassungsvor-
aussetzungen für den Eisenbahnbetrieb normieren.

Absatz 1 sieht im Interesse der Betriebssicherheit die förmliche Ab-
nahme neu errichteter Eisenbahnanlagen vor, bevor sie in Betrieb
genommen werden. Hierbei wird neben der Vorlage der geprüften
Ausführungspläne (Bahnanlagen), Bauartprüfung von Fahrzeugen
und Nachweise (z.B. Statik für Brücken, Sicherheitsnachweise für
Stellwerksanlagen) auch die Einhaltung der Genehmigungsauflagen
und die Übereinstimmung der Linienführung mit dem festgestellten
Plan geprüft. Ferner sind die Bestellung und Bestätigung der Be-
triebsleiterin oder des Betriebsleiters (Art. 9) Voraussetzungen für
die Erteilung der Erlaubnis zur Betriebseröffnung. Diese Erlaubnis
stellt die letzte umfassende behördliche Kontrolle des Baus einer Ei-
senbahn dar.

Voraussetzung zur Betriebseröffnung ist auch der Nachweis einer
Haftpflichtversicherung (Verordnung gem. § 26 Abs. 1 Nr. 8 AEG).

Absatz 2 Satz 1 sieht Regelungen für wesentliche Erweiterungen
und Änderungen mit sicherheitsrelevanter Bedeutung bei Eisenbah-
nen vor. Dazu zählen neben den Änderungen und Erweiterungen
von Bahnanlagen auch Änderungen der Betriebsweise und Ände-
rungen an Fahrzeugen, sofern dadurch die Betriebssicherheit
berührt wird. Bei sonstigen Erweiterungen und Änderungen mit si-
cherheitsrelevanter Bedeutung genügt nach Satz 2 eine Anzeige.

In der nach Art. 17 Nr. 4 zu erlassenden Rechtsverordnung kann
festgelegt werden, daß in bestimmten Bereichen des Eisenbahnwe-
sens verantwortliche Sachverständige tätig werden. Legt das Eisen-
bahnunternehmen Bescheinigungen solcher Sachverständiger vor,
gelten die aufsichtlichen Anforderungen als eingehalten; evidente
und offensichtliche Mängel oder Unrichtigkeiten werden die Auf-
sichtsbehörde jedoch veranlassen, tätig zu werden.

Zu Art. 11 (Sicherung der verkehrlichen Infrastruktur):

Mit der Vorschrift soll erreicht werden, daß die für den Betrieb der
Eisenbahn notwendigen Grundstücke, Anlagen und Einrichtungen
auf einen Dritten übertragen werden können, um den Betrieb fort-
zuführen. Hierbei ist auch die Möglichkeit vorgesehen, daß das
Land die Infrastruktur übernimmt.

Zu Art. 12 (Genehmigungsverfahren, Betrieb):

Eisenbahnen des nichtöffentlichen Verkehrs verfügen größtenteils
über einen Anschluß an die Infrastruktur einer Eisenbahn des öf-
fentlichen Verkehrs. Sie müssen deshalb weitgehend den techni-
schen Anforderungen einer Eisenbahn des öffentlichen Verkehrs
genügen.
Absatz 1 stellt klar, daß ohne eine Genehmigung keine Eisenbahn

des nichtöffentlichen Verkehrs betrieben werden darf. Auf das Er-
fordernis der Erteilung einer Genehmigung für den Bau einer
nichtöffentlichen Eisenbahn durch die Genehmigungsbehörde wird
verzichtet. Die Einhaltung baurechtlicher Vorschriften usw. wird
durch das Planfeststellungsverfahren gewährleistet.

In Absatz 2 Nr. 1 und 2 werden die gleichen Voraussetzungen ver-
langt wie bei einer Eisenbahn des öffentlichen Verkehrs (analog § 6
Abs. 2 Nr. 1 und 3 AEG). Die finanzielle Leistungsfähigkeit des Ge-
samtunternehmens ist nicht von der Eisenbahngenehmigungs-
behörde zu prüfen.

Die Versicherungspflicht muß in die Aufzählung aufgenommen
werden, da die Verordnung des Bundes nach § 26 Abs. 1 Nr. 8 AEG
nur für die öffentlichen Eisenbahnen gilt.

Absatz 6 ist an den Wortlaut des § 7 AEG angelehnt. Die Vorschrift
regelt den Widerruf der Genehmigung. In den Widerrufstatbestän-
den werden hierbei diejenigen Fälle erfaßt, in denen nach dem Zeit-
punkt der rechtmäßigen Verleihung des Eisenbahnunternehmungs-
rechts Umstände eingetreten sind, die einen Widerruf der Geneh-
migung erforderlich machen.
Absatz 7 regelt die Möglichkeit einer Weiterführungsgenehmigung.
Damit kann dem im Bereich von Anschlußbahnen häufigen Unter-
nehmerwechsel erleichtert Rechnung getragen werden.

Zu Art. 13 (Personenbeförderung, Öffentlicher Verkehr):

Da nichtöffentliche Eisenbahnen in der Regel dem Güterverkehr
dienen, bedarf die gelegentliche Beförderung von Personen im
nichtöffentlichen oder öffentlichen Verkehr wegen der damit ver-
bundenen erhöhten Gefahren und Auswirkungen auf den übrigen
Verkehr der Erlaubnis der Aufsichtsbehörde.

Davon unabhängig kann eine nichtöffentliche Eisenbahn auch eine
dauerhafte Genehmigung für die Verkehrsart „Personenverkehr“
nach Art. 12 Abs. 2 BayEBG beantragen.

Zu Art. 14 (Schutzvorschriften):

Auf die Begründung zu den Art. 6 und 7 wird verwiesen.

Zu Art. 15 (Anschluß an andere nichtöffentliche Eisenbahnen):

Jede öffentliche Eisenbahn hat nach § 13 Abs. 1 AEG einer angren-
zenden öffentlichen Eisenbahn mit Sitz in der Bundesrepublik
Deutschland den Anschluß an ihre Eisenbahninfrastruktur unter bil-
liger Regelung der Bedingungen und der Kosten zu gestatten. Da-
mit besteht eine Anschlußpflicht im Verhältnis der öffentlichen Ei-
senbahnen untereinander, jedoch nicht im Verhältnis zu nichtöf-
fentlichen Eisenbahnen und nicht im Verhältnis dieser Eisenbahnen
untereinander.

Nach § 14 Abs. 1 AEG haben Eisenbahnverkehrsunternehmen mit
Sitz in der Bundesrepublik Deutschland das Recht auf diskriminie-
rungsfreie Benutzung der Eisenbahninfrastruktur von Eisenbahnin-
frastrukturunternehmen, die dem öffentlichen Verkehr dienen. Un-
ter den Voraussetzungen des § 14 Abs. 2 AEG können auch Eisen-
bahnverkehrsunternehmen, die nicht dem öffentlichen Verkehr die-
nen, diese öffentliche Eisenbahninfrastruktur benutzen.

Den Anschluß einer nichtöffentlichen Eisenbahn an eine andere
nichtöffentliche Eisenbahn und den Übergang der Betriebsmittel
von einer dieser Eisenbahninfrastrukturen auf die andere hat der
Bundesgesetzgeber nicht geregelt. Im Rahmen der konkurrierenden
Gesetzgebungskompetenz kann diese Lücke durch den Landesge-
setzgeber geschlossen werden.
Da eine öffentliche Schieneninfrastruktur häufig nur über die Ver-
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bindung zu der Infrastruktur einer schon bestehenden nichtöffentli-
chen Eisenbahn sinnvoll ist, besteht ein Regelungsbedürfnis zur
Verpflichtung des nichtöffentlichen Schieneninfrastrukturunter-
nehmens, den Anschluß und den Übergang der Betriebsmittel einer
weiteren nichtöffentlichen Schieneninfrastruktur zuzulassen.

Zu Art. 16 (Aufsicht):

Der Aufsichtsbehörde wird die Befugnis eingeräumt, auch ohne An-
trag der Eisenbahn Maßnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit
anzuordnen und die Einstellung des Betriebs anzuordnen, soweit die
Betriebssicherheit nicht mehr gewährleistet ist. Da technische Män-
gel in der Regel nicht von einem Tag auf den anderen eintreten, soll
der Eisenbahn mit der Androhung der Stillegung zugleich eine Frist
gesetzt werden, innerhalb der sie die festgestellten Mängel zu be-
seitigen hat. In besonderen Fällen, z.B. bei Gefahr im Verzug, kann
von der Androhung der Stillegung und der Fristsetzung abgesehen
werden.
Die Bestimmung faßt die Aufgaben und die Verantwortung der Auf-
sichtsbehörde zusammen. Sie stellt insbesondere ihre Befugnisse
außerhalb und nach Abschluß der förmlichen, in den vorangegan-
genen Abschnitten geregelten Verfahren klar. Die Aufsichts-
behörde kann auch ohne ausdrückliche Regelung Sachverständige
zur Erfüllung ihrer Aufgaben hinzuziehen.

Zu Art. 17 (Rechtsverordnungen):

Art. 17 enthält eine umfassende Rechtsverordnungsermächtigung
für alle Bereiche, die aufgrund der bundesgesetzlichen Vorgaben
durch Rechtsverordnung regelbar sind.

Nr. 1 ergänzt bereits bestehende gesetzliche Vorschriften in Art. 12
Nr. 5 bis 9 des Gesetzes über Zuständigkeiten im Verkehrswesen
(ZustGVerk).

In Ergänzung des § 26 AEG wird das Staatsministerium für Wirt-
schaft, Verkehr und Technologie in Nr. 2 ermächtigt, die Aus-
führungsbestimmungen über Bau, Betrieb und Verkehr zu erlassen,
die wegen ihrer geringeren Bedeutung oder im Interesse einer ra-
schen Anpassung an den jeweiligen technischen Erkenntnisstand
nicht in das Gesetz aufgenommen werden können. Nach der Zu-
ständigkeitsverteilung des Allgemeinen Eisenbahngesetzes kann
das Land derartige Vorschriften lediglich für nichtöffentliche Ei-
senbahnen erlassen, während der Erlaß von Verordnungen, die die
Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs betreffen, dem Bund vorbe-
halten ist. Dazu zählt z.B. der Erlaß einer Eisenbahn-Bau- und Be-
triebsordnung für nichtöffentliche Eisenbahnen i.S. der bisherigen
EBOA.

Mit Nr. 4 wird die Möglichkeit geschaffen, Aufgaben der Eisen-
bahnaufsicht auf verantwortliche Sachverständige zu delegieren.

Nr. 9 greift die Ermächtigung in § 5 Abs. 1 Satz 3 AEG auf.

Zu Art. 18 (Ordnungswidrigkeiten):

Im öffentlichen Interesse, insbesondere im Interesse der Betriebssi-
cherheit der Eisenbahnen, liegende Rechtsgüter müssen durch Buß-
geldandrohungen geschützt werden. Der Katalog beschränkt sich
hierbei auf eine Bußgeldbewehrung derjenigen Tatbestände, für de-
ren Vollzug die allgemeinen Sanktionen des Verwaltungsrechts
nicht ausreichen. Während durch die eisenbahnrechtlichen Vor-
schriften nur die innerbetrieblichen Gefährdungen erfaßt werden
können, wird der Schutz gegen Eingriffe Dritter durch die Straftat-
bestände der §§ 315 und 315a des Strafgesetzbuches gewährleistet.
Zu Art. 19 bis 41 (Vorschriften über Bergbahnen):

Im Bayerischen Eisenbahn- und Bergbahngesetz  – BayEBG – vom
17. November 1966 (BayRS 932-1-W) waren die eisenbahn- und
bergbahnrechtlichen Vorschriften im wesentlichen gleichlautend
geregelt. Durch die Anpassung der eisenbahnrechtlichen Vorschrif-
ten des Landes an das Eisenbahnneuordnungsgesetz des Bundes
werden in verfahrensrechtlicher und materieller Hinsicht einschnei-
dende Änderungen notwendig, die eine Beibehaltung gleichlauten-
der eisenbahn- und bergbahnrechtlicher Regelungen nicht mehr zu-
lassen.

Die bergbahnrechtlichen Vorschriften bleiben dabei in ihrem mate-
riellen Gehalt weitgehend unverändert. Die Trennung von den ei-
senbahnrechtlichen Regelungen bedingt jedoch eine geänderte Ar-
tikelfolge sowie redaktionelle Anpassungen. Der Wortlaut der Vor-
schriften wurde darüber hinaus teilweise überarbeitet, in Einzel-
punkten präzisiert und zur Vermeidung von Mißverständnissen kla-
rer gefaßt. Künftig bilden die bergbahnrechtlichen Vorschriften den
II. Teil (Art. 19 bis 41) des neuen Bayerischen Eisenbahn- und Berg-
bahngesetzes vom .... . Über bloße redaktionelle Anpassungen des
Wortlauts hinausgehende Änderungen betreffen folgende berg-
bahnrechtliche Vorschriften:

Zu Art. 21 und 22 (Bau- und Betriebsgenehmigung und Geneh-
migungsverfahren):

Gemäß Art. 22 Abs. 3 Satz 1 hört die Kreisverwaltungsbehörde die
Behörden und Stellen, die Träger öffentlicher Belange sind, an, so-
weit sie durch das Vorhaben in ihrem Aufgabenbereich berührt wer-
den. Dabei kommen die Verfahrensbeschleunigungsregelungen der
Art. 71 a ff. BayVwVfG zur Anwendung.

Nach Art. 22 Abs. 3 Satz 2 legt die Kreisverwaltungsbehörde den
auf Vollständigkeit geprüften Antrag mit den von ihr eingeholten
Äußerungen und einer eigenen Stellungnahme der zur Genehmi-
gung zuständigen Behörde vor. Nach Art. 21 Abs. 1 Satz 1 ist die
zur Genehmigung zuständige Behörde mit der gemäß Art. 39 Abs.
1 zuständigen Aufsichtsbehörde deckungsgleich.

Zu Art. 24 (Genehmigung der technischen Planung):

In Art. 24 wurde der Begriff „Plangenehmigung“ durch den Begriff
„Genehmigung der technischen Planung“ ersetzt. Damit sollen Ver-
wechslungen mit dem im BayVwVfG geregelten Plangenehmi-
gungsverfahren vermieden werden. Der materielle Gehalt der Vor-
schrift bleibt unverändert. Der Wortlaut in Art. 21 Abs. 3 und Art.
22 Abs. 5 Nr. 4, Art. 25 Abs. 2, Art. 27 Abs. 4, Art. 37 Nr. 2 und
Art. 44 Abs. 2 wurde entsprechend angepaßt.

Zu Art. 25 (Betriebseröffnung):

Die Bahnanlagen und Fahrbetriebsmittel werden in langjähriger Pra-
xis von anerkannten sachverständigen Stellen abgenommen. Art. 25
Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1 werden entsprechend präzisiert. Abs. 2 Nr.
2 stellt klar, daß der Nachweis der vor der Betriebseröffnung zu er-
füllenden Nebenbestimmungen aus vorangegangenen Genehmi-
gungen zu erbringen ist.

In der nach Art. 39 Abs. 3 Nr. 12 zu erlassenden Rechtsverordnung
kann festgelegt werden, daß in bestimmten Bereichen des Berg-
bahnwesens verantwortliche sachverständige Stellen tätig werden.
Legt das Bergbahnunternehmen Gutachten und Nachweise solcher
verantwortlicher sachverständiger Stellen vor, gelten die aufsichtli-
chen Anforderungen als eingehalten; evidente und offensichtliche
Mängel oder Unrichtigkeiten werden die Aufsichtsbehörde jedoch
veranlassen, tätig zu werden.
Zu Art. 39 (Rechtsverordnungen):
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Die bislang nach dem Prinzip des Sachzusammenhangs in ver-
schiedenen Artikeln enthaltenen bergbahnrechtlichen Verord-
nungsermächtigungen wurden in Art. 39 konzentriert.

Mit Art. 39 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 wurde eine umfassende Verord-
nungsermächtigung zur Regelung der sachlichen Zuständigkeit im
Bereich der Bergbahnaufsicht geschaffen. Auf eine gesetzliche Re-
gelung der sachlichen Zuständigkeit wurde verzichtet. Damit wird
die Möglichkeit eröffnet, durch Änderung der bisherigen Regelung
in § 8 der Verordnung über die Zuständigkeiten im Verkehrswesen
(ZustVOVerk) vom 21. September 1995 (GVBl. 1995, 719) die zwi-
schen Regierung von Oberbayern und den Kreisverwaltungsbehör-
den aufgeteilten Zuständigkeiten auf der Ebene der Kreisverwal-
tungsbehörden zu bündeln.

Da § 8 der Verordnung über die Zuständigkeiten im Verkehrswesen
(ZustVOVerk) vom 21. September 1995 (GVBl. 1995, 719) keine
Regelung über die Zuständigkeiten der Kreisverwaltungsbehörden
im Bereich der Bergbahnen enthält, ist zur Vermeidung einer Rege-
lungslücke in Art. 39 Abs. 1 Nr. 2 im 2. Halbsatz eine Übergangs-
regelung bis zur Änderung der ZustVOVerk enthalten.

Mit Art. 39 Abs. 2 wurde eine Verordnungsermächtigung zur Um-
setzung des Ministerratsbeschlusses vom 20. Dezember 1994 zur
Privatisierung von technischen und fachlichen Aufgaben im Bereich
der Bergbahnen geschaffen.

Mit Art. 39 Abs. 3 Nr. 11 und 12 wurde die Möglichkeit geschaf-
fen, Aufgaben der Bergbahnaufsicht auf verantwortliche sachver-
ständige Stellen zu delegieren.

Im übrigen wurde Art. 39 Abs. 3 entsprechend den Vorgaben des
Art. 80 Abs. 1 Satz 2 Grundgesetz präzisiert. Die Bekanntmachung
des Bayerischen Staatsministeriums für Wirtschaft und Verkehr
zum Vollzug des BayEBG (Bergbahnbekanntmachung vom
9.3.1990, AllMBl Nr. 7/1990, S. 325) wird durch Art. 39 Abs. 3
nicht berührt und gilt fort.

In Art. 39 Abs. 4 und Abs. 5 wurde der Rechtscharakter der Bau-
und Betriebsvorschriften sowie der Vorschriften zur sicheren Ge-
staltung der Kreuzungen von Bergbahnen mit Starkstromleitungen,
Gas- und Wasserleitungen sowie öffentlichen Straßen klargestellt.
Bestehende Bau- und Betriebsvorschriften werden bis zum Erlaß
entsprechender Rechtsverordnungen von der Aufsichtsbehörde im
Einzelfall in Form von Nebenbestimmungen den Bescheiden bei-
gefügt und für verbindlich erklärt.

Zu Art. 42 (Sonstige Bahnen besonderer Bauart):

Sonstige Bahnen besonderer Bauart gehören, wie § 1 Abs.1 Satz 2
AEG klarstellt, nicht zu den Eisenbahnen, so daß das AEG auf sie
keine Anwendung findet.

Soweit einige dieser sonstigen Bahnen besonderer Bauart bereits
bisher den baurechtlichen Vorschriften über fliegende Bauten un-
terfallen, soll die neue Vorschrift des Art. 42 an dieser Rechtslage
nichts ändern. Solche Bahnen finden sich häufig auf Jahrmärkten

und Volksfesten.

Es gibt aber auch sonstige Bahnen besonderer Bauart, auf die die
Vorschriften über fliegende Bauten keine Anwendung finden.
Meist handelt es sich in diesen Fällen um ortsfeste Vergnügungs-
bahnen in Freizeitparks. Die sicherheitsrechtliche Behandlung sol-
cher sonstigen Bahnen besonderer Bauart war bislang unklar. Teil-
weise wurde Art. 19 LStVG analog angewendet, teilweise auf die
allgemeine sicherheitsrechtliche Generalklausel des Art. 7 LStVG
zurückgegriffen. Die neue Vorschrift des Art. 42 soll insoweit
Rechtsklarheit schaffen und den Sicherheitsbehörden ein geeigne-
tes Instrumentarium zur rechtlichen Behandlung derartiger Bahnen
besonderer Bauart zur Verfügung stellen.

Art. 42 geht davon aus, daß sonstige Bahnen besonderer Bauart nicht
wie Eisenbahnen einer Genehmigung, sondern lediglich einer Er-
laubnis bedürfen. Für die Erlaubnis sowie alle übrigen sicherheits-
rechtlichen Maßnahmen gemäß Art. 42 Abs. 3 und 4 ist nach Art.
42 Abs. 2 die Kreisverwaltungsbehörde zuständig.

Zu Art. 43 bis 46 (Übergangs- und Schlußbestimmungen):

Zu Art. 43 (Einschränkung von Grundrechten):

Die Regelung entspricht Art. 31 des Bayerischen Eisenbahn- und
Bergbahngesetz vom 17. November 1966.

Zu Art. 44 (Übergangsregelung):

Die getroffenen Übergangsregelungen tragen dem Grundsatz der
Besitzstandswahrung Rechnung und stellen klar, daß bereits geneh-
migte oder nach dem bisherigen Recht zulässig betriebene Eisen-
bahnen und Bergbahnen auch künftig weiterbetrieben werden dür-
fen. Einer ausdrücklichen gesetzlichen Regelung bedarf es vorlie-
gend nur für die vor dem 1.1.1967 (Inkrafttreten des Bayerischen Ei-
senbahn- und Bergbahngesetzes) bewilligten bzw. errichteten bzw.
betriebenen Anlagen.

Zu Art. 45 (Änderung der Bayerischen Bauordnung):

Um Konkurrenzprobleme zwischen Eisenbahn- und Bergbahnauf-
sicht einerseits und der Bauaufsicht andererseits zu vermeiden, ent-
hält Art. 45 für nichtöffentliche Eisenbahnen, nichtöffentliche
Bergbahnen sowie sonstige Bahnen besonderer Bauart, auf die die
Vorschriften über fliegende Bauten keine Anwendung finden, einen
Anwendungsausschluß für das Bauordnungsrecht. Öffentliche Ei-
senbahnen und öffentliche Bergbahnen unterfallen gemäß Art. 1
Abs. 2 Nr. 1 BayBO ohnehin nicht dem bauaufsichtlichen Verfah-
ren.

Zu Art. 46 (Inkrafttreten):

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes sowie das
gleichzeitige Außerkrafttreten des BayEBG vom 17. November
1966. Für Verordnungen, die auf der Grundlage von außer Kraft ge-
tretenen Vorschriften erlassen worden sind, wurde eine Übergangs-
regelung geschaffen.


